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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Nationalrat beschloss als Zweitrat die Senkung des zivilrechtlichen Mündigkeits-
und Ehefähigkeitsalters von 20 auf 18 Jahre. Ein von der LP-Fraktion unterstützter
Nichteintretensantrag Stamm (cvp, LU), welche die Vorlage als überflüssig betrachtete
und zudem einen Abbau von Schutzbestimmungen für Jugendliche befürchtete, lehnte
der Rat deutlich ab. Keine Chance hatte aber auch ein Antrag Allenspach (fdp, ZH), die
Alterslimite für jugendliche Arbeitnehmer (mit Ausnahme der Lehrlinge), welche gemäss
Arbeitsrecht einen Sonderschutz geniessen, aber auch einer besonderen Aufsicht
unterstellt sind, ebenfalls von 20 auf 18 Jahre zu senken. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.10.1994
HANS HIRTER

Im Januar 2019 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zum Bundesgesetz über
die Erstellung elektronischer öffentlicher Urkunden und elektronischer
Beglaubigungen (EÖBG). Er schlug damit die Einführung der vollständigen
elektronischen öffentlichen Beurkundung vor: Nach Ablauf einer Übergangsfrist soll das
Original einer öffentlichen Urkunde grundsätzlich elektronisch angefertigt werden.
Bisher musste das Original zwingend als Papierdokument erstellt werden, auch wenn
zusätzliche elektronische Ausfertigungen bereits möglich waren. Zur sicheren
Aufbewahrung der elektronischen Dokumente sieht der Vorentwurf die Schaffung eines
nationalen Urkundenregisters vor. Dieses soll den Schutz vor unbefugtem Zugriff, die
langfristige Lesbarkeit und die Beweisbarkeit von Fälschungen gewährleisten. Das
Verfahren zur Erstellung elektronischer Urkunden und Beglaubigungen soll in einem
eigenen Bundesgesetz geregelt werden, da die bisherige Einordnung in die Schlusstitel
des ZGB Kritik hervorgerufen habe. Gleichzeitig schickte die Regierung auch eine damit
zusammenhängende Anpassung der Grundbuchverordnung in die Vernehmlassung, die
etwa Grundbuchämter dazu verpflichten soll, elektronische Anmeldungen
entgegenzunehmen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.01.2019
KARIN FRICK

Datenschutz und Statistik

Am 22. Februar 2017 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zu einem
Bundesgesetz über anerkannte elektronische Identifizierungseinheiten (E-ID-Gesetz).
Das Ziel dieses Gesetzgebungsprojektes ist es, Geschäfts- und Verwaltungsprozesse im
Internet effizienter zu machen. Identifizierungsmittel im Sinne dieses Gesetzes sollen
von geeigneten privaten oder öffentlichen, vom Bund anerkannten Dienstleistern
herausgegeben werden können. Dabei könnte für den Bund auch die Möglichkeit
geschaffen werden, bereits existierende Systeme wie etwa die Projekte von Post und
SBB, von Banken und der Swisscom, anzuerkennen. Bezüglich der
Sicherheitsanforderungen soll je nach Art des Geschäftsfalles zwischen den drei
Sicherheitsniveaus «niedrig», «substanziell» und «hoch» unterschieden werden. Die
Betreiber der Online-Dienste sollen jeweils selber entscheiden, welches
Sicherheitsniveau für ihren Dienst erforderlich ist. Bei elektronischen
Behördendienstleistungen sollen jeweils die einschlägigen gesetzlichen Grundlagen das
erforderliche Niveau festlegen. Vorgesehen ist zudem, dass die staatlich anerkannten
Anbieter die nötigen Personenidentifizierungsdaten aus den relevanten Datenbanken
des Bundes erhalten. Für diese Übermittlung müssten die betroffenen Personen ihre
ausdrückliche Zustimmung geben und eine Gebühr entrichten, welche zur Finanzierung
der zwei neu zu schaffenden Bundesstellen – der Identitätsstelle und der
Anerkennungsstelle – verwendet würde. Die Ausstellung einer solchen elektronischen
Identität soll einerseits für Schweizer Bürgerinnen und Bürger und andererseits für
Ausländerinnen und Ausländer mit einem gültigen Ausländerausweis möglich sein. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.02.2017
KARIN FRICK
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Die Vernehmlassung zum E-ID-Gesetz zeigte, dass das Vorhaben, klare Regeln für
einen staatlich anerkannten, überprüfbaren und eindeutigen digitalen
Identitätsnachweis festzulegen, grundsätzlich begrüsst wird. Einzig die SVP lehnte das
Vorhaben des Bundesrates ab. Wenn die E-ID nicht – wie von der SVP gewünscht – vom
Staat herausgegeben werde, solle der Bund auch von jeglicher Verantwortung in Bezug
auf die E-ID absehen und es allein dem Markt überlassen, welches System zur digitalen
Identifizierung sich durchsetzen werde. Die Rolle des Staates war denn auch bei den
anderen Vernehmlassungsteilnehmern der umstrittenste Punkt des Vorentwurfs. Der
Bundesrat hatte vorgesehen, dass der Staat lediglich die Kernaufgaben bei der
Ausstellung der digitalen Identität – also die amtliche Prüfung und Bestätigung der
Existenz einer Person und ihrer Identitätsmerkmale – übernimmt, nicht jedoch die
Entwicklung und Ausstellung der konkreten technologischen Träger der digitalen
Identität. Diese Aufgaben sollen nicht-staatliche Anbieter übernehmen, die ihrerseits
jedoch einem staatlichen Anerkennungsverfahren und regelmässigen Kontrollen
unterliegen. Die vorgeschlagene Aufgabenteilung zwischen Staat und Markt war in vielen
Stellungnahmen Gegenstand von Kritik. So sahen die BDP, die CVP, die Grünen und die
Piratenpartei sowie sieben Kantone die Herausgabe der E-ID grundsätzlich als
Staatsaufgabe, welche nicht – oder zumindest nicht im geplanten Ausmass – an Private
übertragen werden sollte. Während die SP für einen Kompromissvorschlag zwischen
einer vollständigen Auslagerung an die Wirtschaft und einer rein staatlichen Lösung
plädierte, unterstützten die FDP und die GLP sowie 21 Kantone das Konzept des
Bundesrates. Unter Berücksichtigung der Vernehmlassungsantworten wird das EJPD bis
im Sommer 2018 eine Botschaft für das E-ID-Gesetz ausarbeiten. Der Bundesrat hat
bereits angekündigt, an der im Vorentwurf enthaltenen Kooperation von staatlichen
und nicht-staatlichen Akteuren festzuhalten. Seiner Ansicht nach könnten so einerseits
die besten Voraussetzungen für eine praxistaugliche und konsumentenfreundliche
Anwendung geschaffen und andererseits die nötige Flexibilität für technologische
Veränderungen erreicht werden. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.11.2017
KARIN FRICK

Mit dem neuen Bundesgesetz über elektronische Identifizierungsdienste (E-ID-
Gesetz) soll für natürliche Personen die Möglichkeit geschaffen werden, sich im
Internet sicher und bequem auszuweisen. Es beinhaltet die gesetzliche Grundlage für
die Herausgabe von elektronischen Identifizierungsmitteln, die zur Registrierung bei
privaten und öffentlichen Online-Portalen – wie zum Beispiel an «virtuellen Schaltern»
für E-Government-Anwendungen – genutzt werden können. Der Bundesrat
verabschiedete die entsprechende Botschaft am 1. Juni 2018 zuhanden des
Parlaments.
Das Gesetz sieht bei der Bereitstellung der E-ID eine Aufgabenteilung zwischen dem
Staat und der Privatwirtschaft vor. Während die amtliche Überprüfung und Bestätigung
der Identität einer Person dem Staat – konkret einer speziellen Identitätsstelle im EJPD
– obliegt, sollen die technischen Trägermittel für die Identifizierung von der
Privatwirtschaft hergestellt und entwickelt werden, die sich gemäss Bundesrat besser
der Dynamik des technologischen Wandels anpassen könne als der Staat. Die
Ausstellung der E-ID sowie das Betreiben des E-ID-Systems sollen also in die
Zuständigkeit privater Anbieter übergeben werden (sog. Identity Provider), die
wiederum vom Staat anerkannt und kontrolliert werden. Nicht festgelegt wird, auf
welchem Trägermedium die E-ID gespeichert werden muss; so sind u.a. Karten mit
Speicherchips, Mobiltelefon- oder gar nicht materialisierte Lösungen (wie sie
beispielsweise bei Online-Banking-Systemen eingesetzt werden) denkbar. Für die
staatliche Anerkennung und Kontrolle sind drei verschiedene, im Gesetz definierte und
sowohl von der EU als auch vom National Institute of Standards and Technology der USA
festgeschriebene Sicherheitsniveaus massgebend, für die jeweils andere
Mindestanforderungen gelten. Ausserdem formuliert das Gesetz die
datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen für den Verwendungszweck, die
Bearbeitung und Weitergabe der Daten durch die Identity Provider und die
Bundesbehörden. Einerseits liegt die Hoheit über den Einsatz und die Freigabe der
Daten vollumfänglich und ausschliesslich bei den Nutzerinnen und Nutzern,
andererseits können Anbieter von Online-Diensten selbst entscheiden, ob für die
Verwendung ihres Dienstes eine staatlich anerkannte E-ID verlangt werden soll oder
nicht. In der Botschaft betonte der Bundesrat zudem, dass das Gesetz relevante
internationale Regelungen berücksichtige; so wäre die vorgeschlagene Lösung im Falle
einer Einbindung der Schweiz in das elektronische Identifizierungssystem der EU mit
der einschlägigen EU-Verordnung vereinbar. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.06.2018
KARIN FRICK
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Um Verwaltungsabläufe effizienter zu gestalten und damit letztlich eine einfachere und
kostengünstigere Verwaltungsarbeit erreichen zu können, sollen Behörden
systematisch die AHV-Nummer als Personenidentifikator verwenden dürfen. Der
Bundesrat schickte eine entsprechende Änderung des AHVG Anfang November 2018 in
die Vernehmlassung. Im Gegensatz zu den Behörden von Bund, Kantonen und
Gemeinden sollen aber Institutionen ohne Behördencharakter, die mit der Erfüllung
einer öffentlichen Aufgabe betraut sind, die AHV-Nummer weiterhin nur mit
spezialgesetzlicher Ermächtigung verwenden dürfen. Es soll dem Gesetzgeber zudem
möglich sein, für bestimmte Verwendungszwecke sektorielle Personenidentifikatoren
vorzuschreiben.
Mit der AHV-Nummer reiche ein einziges Merkmal, um eine Person zu identifizieren,
was nicht nur die Datenbearbeitung vereinfache, sondern auch Verwechslungen
vorbeuge, so der Bundesrat in seiner Medienmitteilung. Für den Datenschutz und die
Informationssicherheit sehe der Vorentwurf wirksame Massnahmen vor; zusätzlich zu
den üblichen Sicherheitsmassnahmen bei Informatiksystemen des Bundes müsse
einerseits der Zugang zu den Datenbanken optimal gesichert werden, andererseits
werde das Unterlassen oder die unsorgfältige oder nicht fachgerechte Ausführung von
Sicherheitsmassnahmen unter Strafe gestellt. Ausserdem würden die gesetzlichen
Bestimmungen zur Verknüpfung verschiedener Datenbanken nicht geändert; die
Verwaltung verknüpfe also nicht mehr Daten der Bürgerinnen und Bürger als bisher. Die
breitere Verwendung der AHV-Nummer gehe nicht einmal mit einem erhöhten Anreiz
zu häufigerem illegalem Verknüpfen verschiedener Datenbanken einher, da bereits mit
den bisher erfassten Identitätsmerkmalen in 99.98 Prozent der Fälle eine erfolgreiche
Verknüpfung erreicht werden könnte, wie das BSV in einem Hintergrunddokument zum
Datenschutz erläuterte. Die Vernehmlassung läuft bis am 22. Februar 2019. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.11.2018
KARIN FRICK

Wie schon in der Vernehmlassung stellte sich auch im Nationalrat die Frage der
Aufgabenteilung zwischen Staat und Privatwirtschaft als der zentrale Knackpunkt des
Bundesgesetzes über elektronische Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz) heraus.
Während Eintreten in der Frühjahrssession 2018 unbestritten war, wurde lange und
ausführlich über einen Rückweisungsantrag der links-grünen Kommissionsminderheit
diskutiert, mit dem der Bundesrat beauftragt werden sollte, eine Vorlage auszuarbeiten,
die die Ausstellung der E-ID als öffentliche Aufgabe definiert, die der Bund allenfalls
mittels Leistungsauftrag an Private übertragen könnte. Die SP- und die Grüne Fraktion
unterstützten die Rückweisung mit dem Argument, analoge Ausweise wie der Pass und
die Identitätskarte würden auch vom Staat ausgegeben. Alle übrigen Fraktionen
sprachen sich jedoch für die vom Bundesrat vorgeschlagene Lösung aus, wonach die
Prüfung und Bestätigung der Identität einer Person dem Staat zufallen, die
technologische Umsetzung der E-ID hingegen von der Privatwirtschaft übernommen
werden soll. Sie betonten, privatwirtschaftliche Anbieter könnten besser auf die
technologischen Entwicklungen und die Bedürfnisse der Anwenderinnen und Anwender
reagieren, was die E-ID sicherer und nutzerfreundlicher mache; die Innovation werde
durch den Wettbewerb gefördert. Mit 131 zu 53 Stimmen bei 2 Enthaltungen wurde das
links-grüne Lager überstimmt und der Rückweisungsantrag abgelehnt.
Auch in der Detailberatung stand das links-grüne Lager mehr oder weniger isoliert; alle
dessen Minderheitsanträge wurden mit grosser Mehrheit abgelehnt. Die Streichung der
Sorgfaltspflichten für E-ID-Inhaberinnen und -Inhaber aus dem Gesetz, wie erstens von
einer Minderheit Arslan (basta, BS) gefordert, ändere nichts an der Rechtslage, so die
Ansicht der ablehnenden Ratsmehrheit, da die Verschuldenshaftung des OR ohnehin
zum Tragen komme – d.h. haftbar ist grundsätzlich, wer in Verletzung von
Sorgfaltspflichten einen Schaden verursacht. Um die E-ID nutzen zu können, müssen
die Antragstellerinnen und Antragsteller zweitens einwilligen, dass ihre persönlichen
Daten ans Fedpol übermittelt werden, damit dieses die Identität bestätigen kann.
Ebenfalls eine Minderheit Arslan beantragte, diese Einwilligung durch eine
Kenntnisnahme der Übermittlung zu ersetzen, da man sie nicht verweigern könne,
sofern man die E-ID nutzen möchte, und unterlag damit der Mehrheit, die fand, die
Formulierung mache hier letztendlich keinen Unterschied, wobei die Einwilligung
einfacher verständlich sei. Drittens wollte eine Minderheit Marti (sp, ZH) dem Bund die
Möglichkeit einräumen, ein eigenes E-ID-System zu betreiben bzw. sich an einem
bestehenden System zu beteiligen, und zwar nicht nur wie im Entwurf vorgesehen,
wenn der Markt kein Angebot mit den für behördliche Applikationen geforderten
Sicherheitsniveaus «substanziell» und «hoch» bereitstellt. Damit sollte verhindert
werden, dass bei Nichtfunktionieren der Marktlösung, z.B. infolge Vertrauensverlust
nach Hackerangriffen oder Ausstieg der Anbieter aufgrund zu geringer Rentabilität, gar
keine E-ID mehr angeboten wird. Der Ratsmehrheit zufolge sei jedoch ein Staatseingriff
nur subsidiär zum Markt akzeptabel und eine Mehrheitsbeteiligung von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2019
KARIN FRICK
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Bundesunternehmen an E-ID-Anbietern nicht wünschenswert, weshalb es keine solche
Bestimmung brauche; mit Minderheitsanteilen seien die SBB, die Post und die
Swisscom auch ohne explizite gesetzliche Grundlage bereits am SwissSign-Konsortium
beteiligt. Viertens solle die Beantragung einer E-ID nicht nur wie vom Bundesrat
vorgesehen online direkt beim Anbieter, sondern auch analog auf der Gemeindekanzlei
oder beim Passbüro eingeleitet werden können, um Nicht-Digital-Natives den Zugang
zu erleichtern, so ein Minderheitsantrag Flach (glp, AG). Die ablehnende Mehrheit
argumentierte jedoch, man wolle den Gemeinden und Kantonen keine Zusatzaufgaben
aufbürden und ohnehin würden Personen, die nicht mit dem Internet vertraut sind,
keine E-ID benutzen. Weitere Minderheiten forderten vergebens die sofortige
Vernichtung der Daten durch die Identity Provider, statt wie vorgesehen die Löschung
nach sechs Monaten, ein explizites Verbot der kommerziellen Nutzung dieser Daten
(beide Arlsan), die Anbindung der Preise an die tatsächlich anfallenden Kosten (Marti)
und ausdrückliche Garantien, dass staatliche Dienstleistungen auch weiterhin ohne E-
ID zugänglich und eine E-ID auch ohne Kundenbeziehung zum Anbieter erhältlich sein
müssen (beide Mazzone, gp, GE).
Als Einzige mit ihrem Minderheitsantrag erfolgreich war Andrea Gmür-Schönenberger
(cvp, LU), die Bundesrätin Karin Keller-Sutter sowie eine knappe Ratsmehrheit von der
Notwendigkeit überzeugen konnte, den barrierefreien Zugang zur E-ID im Gesetz zu
verankern, sodass Menschen mit Behinderung bei der Beantragung einer E-ID nicht
benachteiligt werden. Als zweite substanzielle Änderung am bundesrätlichen Entwurf
ergänzte der Nationalrat das Gesetz auf Antrag seiner Kommission dahingehend, dass
die Identity Provider allen Personen, die einen Antrag stellen und die Voraussetzungen
erfüllen, eine E-ID ausstellen müssen. Der Bundesrat plädierte vergeblich für die
Wirtschaftsfreiheit der privaten Anbieter. Mit 181 zu 1 Stimme war die grosse Kammer
der Ansicht, dass niemand von der E-ID ausgeschlossen werden soll. Das viel und heftig
diskutierte, am Ende gegenüber dem Entwurf des Bundesrates aber nur leicht
angepasste Gesetz passierte die Gesamtabstimmung im Nationalrat schliesslich mit 128
zu 48 Stimmen bei 4 Enthaltungen; dagegen votierten die Fraktionen der Grünen und
der SP – letztere mit einer Ausnahme – geschlossen. 7

Dass die Schweiz eine E-ID schaffen soll, war im Ständerat genauso unbestritten wie im
Nationalrat. Die Frage aber, ob die E-ID ein rein staatliches Produkt sein soll oder ob
der Staat dafür mit privatwirtschaftlichen Anbietern zusammenarbeiten darf, war in der
ständerätlichen Debatte zum E-ID-Gesetz in der Sommersession 2019 mindestens
genauso umstritten. Ähnlich wie der Nationalrat befasste sich also auch der Ständerat
zuerst mit einem Rückweisungsantrag, demzufolge der Bundesrat die Vorlage
dahingehend anpassen müsste, dass die Ausstellung einer E-ID als öffentliche Aufgabe
definiert und eine Verwaltungsstelle mit deren Ausstellung beauftragt wird. Für
Antragstellerin Anita Fetz (sp, BS) war klar, dass die E-ID «genauso wie der rote Pass»
allein vom Staat herausgegeben werden dürfe. Da mit der E-ID zentrale Staatsaufgaben
wie Steuern, elektronische Patientendossiers oder vielleicht einmal E-Voting verknüpft
sein werden, fielen bei deren Verwendung sensible Daten an, die «nicht in private
Hände, auch nicht in datengeschützte private Hände» gelegt werden sollten. Umfragen
hätten gezeigt, dass die Bevölkerung dem Staat diesbezüglich das grössere Vertrauen
entgegenbringe als der Privatwirtschaft. Das vom Bundesrat vorgebrachte Argument,
der Staat könne dem technologischen Wandel nicht genügend folgen, sei im 21.
Jahrhundert gar fragwürdig, denn wenn das tatsächlich so wäre, «dann würde er [der
Staat] sich abschaffen». Wäre der Staat tatsächlich technologisch inkompetent, fragte
Fetz rhetorisch, wie sollte er dann Cybersicherheit schaffen oder ein sicheres E-
Voting-System anbieten können? Überdies befürchtete sie, dass man bestimmte
Dienstleistungen aus dem Kreise der E-ID-anbietenden Firmen nur noch mit einer E-ID
nutzen werden könne, weil diese ein zu starkes Interesse daran hätten, die E-ID zu
promoten. Diese Fehler solle man besser jetzt mittels Rückweisung korrigieren, als das
Scheitern in einer Referendumsabstimmung in Kauf zu nehmen, begründete Fetz ihr
Begehren. Die anschliessende Diskussion um die Machtverteilung zwischen Staat und
Markt bei der E-ID verlief überhaupt nicht entlang der klassischen, parteipolitischen
Links-Rechts-Konfliktlinie. Während sich die SP-Fraktion selbst gespalten zeigte und
Claude Janiak (sp, BL), der noch in der Kommission mit seinem Rückweisungsantrag
gescheitert war, im Rat auf die Unterstützung des Antrags Fetz verzichtete, pflichtete
SVP-Vertreter Hannes Germann (svp, SH) seinem SP-Ratskollegen Paul Rechsteiner (sp,
SG) in dessen Votum für eine staatliche Lösung bei. «Es kommt ja nicht alle Tage vor
[...], dass wir gleicher Meinung sind», kommentierte Germann dies.
Auf der anderen Seite plädierten Kommissionssprecher Beat Vonlanthen (cvp, FR), FDP-
Ständerat Ruedi Noser (fdp, ZH) sowie Bundesrätin Karin Keller-Sutter für Eintreten. Es
handle sich bei der E-ID eben – anders als in den Medien oft kommuniziert – nicht um
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einen Ausweis, sondern um ein «qualifiziertes Login», das besonders vertrauenswürdig
sein soll, aber keinen digitalen Pass darstelle, so Keller-Sutter. Als weiteres Argument
gegen die Rückweisung wurde angeführt, schnelles Handeln sei erforderlich, da die
Schweiz im Bereich digitale Identität den Anschluss zu verlieren drohe und
internationale Lösungen, beispielsweise von Google, Facebook oder Apple, diese
Funktion übernehmen könnten, wenn die Schweiz nicht zeitnah eine E-ID anbiete.
Beispiele aus anderen Ländern zeigten zudem, dass rein staatliche Lösungen wie in
Deutschland oder Grossbritannien mit einer Marktdurchdringung von drei Prozent nicht
sehr erfolgreich seien. Demgegenüber erreichten skandinavische Länder, die mit einer
privatwirtschaftlichen Lösung arbeiteten, Marktdurchdringungsraten von bis zu 90
Prozent, was zeige, dass dies auch für die Schweiz der richtige Weg sei. Die Hoheit über
die Personenidentifizierungsdaten bleibe auch bei diesem Modell vollumfänglich beim
Staat, nur müsse der Staat nicht alle Kosten für die technologische Umsetzung selber
tragen. Mit 32 zu 7 Stimmen bei 3 Enthaltungen lehnte der Ständerat den
Rückweisungsantrag schliesslich deutlich ab.
Als Eintreten einmal beschlossen war, verlief die weitere Detailberatung des
Gesetzesentwurfs ausgesprochen unspektakulär. Die grösste Änderung, die der
Ständerat einbrachte, war die Einführung einer unabhängigen, vom Bundesrat zu
wählenden E-ID-Kommission (Eidcom), die anstelle des ursprünglich dafür
vorgesehenen Informatiksteuerungsorgans des Bundes die Anerkennung und Kontrolle
der Identity Provider übernehmen wird. Diese Neuerung, die schon von der Kommission
geschlossen unterstützt worden war, wurde vom Ständerat stillschweigend
gutgeheissen. Zudem strich die kleine Kammer den Artikel über die Sorgfaltspflichten
aus dem Entwurf – ein Anliegen, das im Nationalrat noch gescheitert war – mit der
Begründung, es sei so klarer, dass ohnehin die Sorgfaltspflichten des OR gelten. Um der
Kritik am privatwirtschaftlichen Modell etwas entgegenzukommen, wurde dem Bund
überdies die Möglichkeit gegeben, jederzeit ein eigenes E-ID-System anzubieten, und
nicht nur ausdrücklich subsidiär zum Markt, sowie sich an privaten Anbietern zu
beteiligen – um diese beispielsweise aufzukaufen, wenn ansonsten die Übernahme
durch ein ausländisches Unternehmen bevorstünde. Mit 33 zu 4 Stimmen bei 2
Enthaltungen stimmte der Ständerat dem Entwurf zu und übergab ihn mit den
geschaffenen Differenzen zurück an den Nationalrat. Am Konzept der staatlich-
privatwirtschaftlichen Aufgabenteilung bei der E-ID wird das Parlament wohl nichts
mehr ändern. Medienberichten zufolge befinde sich die «Allianz gegen die private E-
ID» schon in den Startlöchern für das Referendum. 8

In der Herbstsession 2019 ging das Bundesgesetz über elektronische
Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz) in die Differenzbereinigung. In der ersten Runde
konnte sich die bürgerliche Mehrheit im Nationalrat bei allen Streitpunkten
durchsetzen, womit die Volkskammer an ihren ursprünglichen Positionen festhielt und
keine grosse Kompromissbereitschaft an den Tag legte. Obwohl sich die Frage um das
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die E-ID wie ein roter Faden durch die
Debatte zog, schienen die diesbezüglichen Überlegungen die Entscheidungen des Rats
nur wenig zu beeinflussen. So lehnte der Nationalrat sowohl den von einer Minderheit
Arslan (basta, BS) geforderten Zwang als auch die vom Ständerat eingeführte,
vorbedingungslose Möglichkeit für den Staat zur Herausgabe einer E-ID ab und hielt an
der rein subsidiären staatlichen Herausgabe fest, obwohl sich Bundesrätin Karin Keller-
Sutter für den ständerätlichen Kompromiss ausgesprochen hatte. Der Staat sollte sich
auch nicht wie vom Ständerat vorgesehen an privaten E-ID-Anbietern (Identity
Providern) beteiligen können. Des Weiteren hielt die grosse Kammer an der Nennung
der Sorgfaltspflichten im E-ID-Gesetz fest und strich lediglich die Delegationsnorm,
welche die Konkretisierung der Sorgfaltspflichten durch den Bundesrat vorgesehen
hätte. Eine Minderheit Flach (glp, AG) blieb mit dem Vorschlag eines Mittelwegs
erfolglos, der das explizite Verbot der Weitergabe der E-ID streichen, die abstrakte
Beschreibung der Sorgfaltspflichten aber beibehalten wollte. Ebenfalls erfolglos blieb
die durch Beat Flach eingebrachte Forderung des Konsumentenschutzes, dass
Dienstleistungen, für die eine E-ID der Sicherheitsstufe «niedrig» ausreicht, auch ohne
E-ID genutzt werden können müssen. Da die Angst, im Internet eine Datenspur zu
hinterlassen, nachvollziehbar sei, hatte sich Bundesrätin Keller-Sutter auch hierfür
vergebens stark gemacht. Die vom Ständerat neu eingeführte E-ID-Kommission
(Eidcom) als unabhängige Stelle zur Anerkennung und Kontrolle der Identity Provider
blieb im Nationalrat vorerst ebenso chancenlos wie die von der Schwesterkammer
verschärften Datenschutzbestimmungen.
Im Ständerat erklärte es Kommissionssprecher Beat Vonlanthen (cvp, FR) zum Ziel
dieses Gesetzgebungsprozesses, dass das Gesetz bzw. die E-ID «vertrauenswürdig sein
und in einer allfälligen Volksabstimmung bestehen können» müssten. In diesem Lichte
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hielt die Kantonskammer an ihren Positionen zur Möglichkeit für eine staatliche
Herausgabe der E-ID und für eine staatliche Beteiligung an Identity Providern sowie zur
Einführung der Eidcom, die sie allesamt als zentral für die Vertrauensbildung in der
Bevölkerung erachtete, stillschweigend fest. Einen Schritt auf ihre Schwesterkammer zu
machte sie bei den Sorgfaltspflichten, wo sie sich für den zuvor im Nationalrat
diskutierten, aber dort noch abgelehnten Mittelweg Flach entschied. Mit der im
Nationalrat abgelehnten, zwingenden Alternative zur E-ID bei Dienstleistungen, die nur
Sicherheitsstufe «niedrig» verlangen, fand das Anliegen des Konsumentenschutzes im
Ständerat Gehör und wurde ins Gesetz aufgenommen. Zugeständnisse an den
Nationalrat machte die kleine Kammer auch beim Datenschutz, indem sie einen
Kompromiss einführte, wonach die Zweckbindung der Datenverarbeitung erhalten
bleiben, eine Bearbeitung durch Dritte im Rahmen des Datenschutzgesetzes aber
erlaubt sein soll, um die konzerninterne Arbeitsteilung und das Outsourcing der
Datenbearbeitung nicht zu verunmöglichen.
Während sich der Nationalrat bei den Sorgfaltspflichten schliesslich auf den Mittelweg
Flach einliess und diese Differenz damit ausräumte, brachte die RK-NR einen neuen
Vorschlag betreffend die Rolle des Staates vor. Demnach soll der Staat nur dann selber
ein E-ID-System betreiben dürfen, wenn die Zwecke der E-ID gemäss Art. 1 BGEID nicht
erfüllt werden. Der Bundesrat unterstützte diese Subsidiaritätsregel nun, da sie die
Voraussetzungen für das Tätigwerden des Staates klar formuliere und der Bund auch
ohne diese Einschränkung ohnehin nur mit gebührender Zurückhaltung agiert hätte.
Entgegen einer Minderheit Min Li Marti (sp, ZH), die von der SP-, der Grünen- sowie
einzelnen Mitgliedern der FDP-Fraktion getragen wurde und an der ständerätlichen
Version festhalten wollte, entschied sich die grosse Kammer für diesen neuen
Kompromiss. Bezüglich der Eidcom hatte sich die Mehrheit der RK-NR seit der letzten
Beratung umstimmen lassen; sie setzte sich nun gemeinsam mit dem Bundesrat für
deren Einführung als unabhängige Aufsicht ein, da der Staat, würde er subsidiär tätig,
sich im Falle der Aufsicht durch das Informatiksteuerungsorgan des Bundes letztlich
selber beaufsichtigen würde. Die Mehrheit des Nationalratsplenums liess sich davon
überzeugen und schloss sich mit 113 zu 69 Stimmen dem Ständerat an, während die
SVP- und die BDP-Fraktionen sowie einige FDP-Vertreterinnen und -vertreter dagegen
votierten. Dem ständerätlichen Kompromiss beim Datenschutz stimmte die grosse
Kammer stillschweigend ebenfalls zu.
In der einen verbleibenden Differenz zum subsidiären E-ID-System des Bundes schloss
sich der Ständerat schliesslich stillschweigend dem neuen nationalrätlichen Vorschlag
an. Die so bereinigte Vorlage passierte die Schlussabstimmung im Nationalrat mit 144 zu
51 Stimmen bei 2 Enthaltungen und jene im Ständerat mit 35 zu 2 Stimmen bei 8
Enthaltungen. Wie bereits seit längerem angekündigt, zeigten sich die SP und die
Grünen nicht zufrieden mit dem Gesetz, weil sie sich die Herausgabe der E-ID durch
den Staat gewünscht hätten. Das letzte Wort in dieser Angelegenheit dürfte wohl das
Volk haben, mutmasste die Presse. 9

In der im Februar 2019 zu Ende gegangenen Vernehmlassung kam die Einführung einer
generellen Erlaubnisnorm zur systematischen Verwendung der AHV-Nummer durch
Behörden grundsätzlich gut an. Begrüsst wurde die Vereinfachung des Verfahrens zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer einerseits in Bezug auf die Effizienz der
Verwaltungsabläufe sowie andererseits im Hinblick auf die Weiterentwicklung der E-
Government-Strategie. Einwände äusserten jedoch viele Teilnehmende zum
Datenschutz. Während die SP, die Grünen, die Piratenpartei, Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberverbände, Privatim, das Centre Patronal und der Hauseigentümerverband
Defizite beim Persönlichkeitsschutz befürchteten, waren neun Kantonen und der
Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen die diesbezüglichen Vorgaben im Gesetz zu
detailliert, sodass ihrer Meinung nach die zusätzlichen administrativen Aufgaben die
Vereinfachung zunichtemachen könnten. Mehrere Teilnehmende forderten den
Bundesrat in diesem Zusammenhang auf, die Erkenntnisse aus dem Postulat 17.3968 für
ein Sicherheitskonzept für Personenidentifikatoren in das Gesetzgebungsvorhaben
einfliessen zu lassen. Auf Ablehnung bei der grossen Mehrheit der Teilnehmenden stiess
hingegen die vorgesehene Verschärfung der Strafbestimmungen; diese sei
unverhältnismässig und schaffe Rechtsunsicherheit für die Behörden, kritisierten
insbesondere die Kantone.
So war dies denn auch der einzige Punkt, wo der Bundesrat seinen Entwurf nach der
Vernehmlassung inhaltlich noch anpasste, indem er auf die Verschärfung der
Strafbestimmungen verzichtete. Ende Oktober 2019 verabschiedete er die Botschaft
zuhanden des Parlaments. 10
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Innere Sicherheit

Um den komplexer und dynamischer werdenden Bedrohungen für die
Informationsgesellschaft Rechnung zu tragen, beabsichtigte der Bundesrat, ein
Bundesgesetz über die Informationssicherheit (ISG) zu schaffen. Angriffe auf
Informationssysteme des Bundes hätten wiederholt gezeigt, dass der Schutz von
Informationen Lücken aufweise, welche unter anderem auf unzeitgemässe und
inkohärente Rechtsgrundlagen zurückzuführen seien. Mit dem neuen Gesetz sollen
einheitliche gesetzliche Grundlagen für das Management der Informationssicherheit
beim Bund geschaffen und somit Schwachstellen des geltenden Rechts behoben
werden. Den Begriff der Informationssicherheit definierte der Bundesrat im
erläuternden Bericht als «sämtliche Anforderungen und Massnahmen, die zum Schutz
der Vertraulichkeit, Verfügbarkeit, Integrität und Nachvollziehbarkeit von Informationen
dienen, und zwar unabhängig davon, ob die Informationen elektronisch, mündlich oder
in Papierform bearbeitet werden.» Die im bestehenden System sektoriell angelegten
Rechtsgrundlagen und organisatorischen Zuständigkeiten seien nicht effizient und
sollten daher durch eine einheitliche Regelung ersetzt werden.

Bei der im Jahr 2014 durchgeführten Vernehmlassung waren überwiegend positive
Rückmeldungen eingegangen. Von den insgesamt 55 Vernehmlassungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern standen unter anderen 17 Kantone, die CVP und die SP,
Economiesuisse sowie die Bundesanwaltschaft und ihre Aufsichtsbehörde dem Entwurf
grundsätzlich positiv gegenüber, brachten jedoch einige Änderungsvorschläge an. Diese
bezogen sich vor allem auf die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen, die
Präzisierung von im Gesetzestext verwendeten Begriffen sowie auf die Schnittstellen
zwischen Informationssicherheit, Datenschutz und Öffentlichkeitsprinzip. Sieben
Kantone, die FDP sowie drei weitere Teilnehmende, darunter das Bundesgericht,
sprachen ihre vorbehaltlose Zustimmung zur Vorlage aus. Vollumfänglich ablehnend
äusserte sich einzig die SVP, die im neuen Gesetz keinen Mehrwert gegenüber gezielten
Verbesserungen am heutigen System sah. Von den drei Teilnehmenden, die dem
Entwurf grundsätzlich skeptisch gegenüberstanden, würde der Kanton Bern dem
Entwurf nur unter der Voraussetzung zustimmen, dass die kantonalen und kommunalen
Behörden bei der Anwendung des ISG auf die im Gesetz vorgesehenen Fachstellen des
Bundes zurückgreifen können und sie diese nicht selber aufbauen müssen. Der SGV
kritisierte indessen den «irreführenden Titel» sowie die mangelhafte Qualität der
erläuternden Materialien. Nach seinem Vorschlag sollte das Gesetz besser
«Bundesgesetz über die Informationssicherheit in Bundesbehörden und ähnlichen
Organisationen» genannt werden, da es sich nicht um ein gesamtgesellschaftliches
Regelwerk zu Information und Informationssicherheit handle. Im Ergebnisbericht des
Vernehmlassungsverfahrens folgerte das Generalsekretariat des VBS, dass die
überwiegende Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser die Schaffung
eines Informationssicherheitsgesetzes begrüsst. 11
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In seiner dem Parlament im Februar 2017 unterbreiteten Botschaft stellte der
Bundesrat den Entwurf zum neuen Informationssicherheitsgesetz (ISG) vor. Im Zentrum
des Gesetzgebungsprojektes stehen mit der Zusammenführung der wichtigsten
Rechtsgrundlagen im Bereich der Informations- und Informatikmittelsicherheit des
Bundes in einen einzigen Erlass sowie mit der Einführung einer einheitlichen Regelung
für alle Behörden und Organisationen des Bundes zur Erreichung eines möglichst
einheitlichen Sicherheitsniveaus zwei ambitiöse Ziele. Dazu sollen im neuen Gesetz
insbesondere das Risikomanagement, die Klassifizierung von Informationen, die
Sicherheit beim Einsatz von Informatikmitteln, die personellen Massnahmen und der
physische Schutz von Informationen und Informatikmitteln geregelt werden.
Ausdrücklich festgehalten werden soll auch der Vorrang des Öffentlichkeitsgesetzes,
um zu betonen, dass das Öffentlichkeitsprinzip in der Verwaltung weiterhin
uneingeschränkte Geltung haben wird. Überdies überführte der Bundesrat die
Regelungen über die Personensicherheitsprüfung vom BWIS in das neue ISG und
erweiterte den Geltungsbereich des militärischen Betriebssicherheitsverfahrens auf
zivile Beschaffungen, um die Informationssicherheit bei der Vergabe von
sicherheitsempfindlichen Aufträgen an Dritte zu gewährleisten. Die Kantone sind vom
neuen Gesetz insofern betroffen, als sie bei der Bearbeitung von klassifizierten
Informationen des Bundes und beim Zugriff auf seine Informatikmittel für eine
gleichwertige Informationssicherheit sorgen müssen. Dazu sollen sie in einem
Koordinationsorgan Einsitz nehmen.

Mit einem langen Votum eröffnete Ständerat Isidor Baumann (cvp, UR) als Sprecher der
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vorberatenden SiK-SR in der Wintersession 2017 die Debatte im Erstrat. Er gab dem
Ratsplenum einen Einblick in die Arbeiten der Kommission und legte dar, wie sie im
Verlaufe von vier Sitzungen zu ihren Entscheidungen gelangt war. Zum grossen und sehr
grundsätzlichen Diskussionspunkt der Gesetzesentschlackung führte er aus, man habe
sich von der Verwaltung erklären lassen, dass Umfang und Dichte der vorgeschlagenen
Regulierung – der Gesetzesentwurf umfasst immerhin 92 Artikel – notwendig seien, weil
die Bestimmungen für verschiedenste Behörden, darunter auch das Bundesgericht und
die Nationalbank, gelten sollen und eine solche einheitliche Lösung nur auf Gesetzes-
und nicht auf Verordnungsstufe erlassen werden könne. Um sich ein besseres Bild von
den Auswirkungen des neuen Gesetzes machen zu können, hatte die Kommission bei
der Bundesverwaltung weitere Unterlagen angefordert, so beispielsweise eine Liste der
zu schliessenden rechtlichen Lücken, eine Auflistung der indirekten Auswirkungen auf
die Kantone und genauere Angaben zu personellen und finanziellen Folgen. Darüber
hinaus hatte sie Professor Markus Müller, Leiter der Expertengruppe, die am Anfang
dieses Gesetzgebungsprojektes gestanden hatte, EDÖB Adrian Lobsiger, RK-MZF-
Generalsekretär Alexander Krethlow sowie Vertreterinnen und Vertreter des
Bundesgerichts, der Parlamentsdienste, der Nationalbank und der Wirtschaft angehört.
Der integrale Ansatz und die angestrebte Vereinheitlichung seien am
Gesetzgebungsprojekt von allen Eingeladenen gelobt worden und auch der
Handlungsbedarf sei unbestritten anerkannt worden. Kritisiert worden sei die Vorlage
vor allem von der Wirtschaftsvertretung, welche das Gesetz auf seine KMU-Tauglichkeit
überprüft und mit der laufenden Revision des Bundesgesetzes über das öffentliche
Beschaffungswesen abgestimmt wissen wollte. Krethlow habe indes als
Kantonsvertreter die Forderung platziert, dass die Kantone für ihre Tätigkeiten im
Zusammenhang mit dem Informationssicherheitsgesetz vollumfänglich vom Bund
entschädigt werden sollten. Zusammen mit einer Stellungnahme des VBS hatten die in
den Anhörungen vorgebrachten Vorschläge und Empfehlungen der Kommission als
Grundlage für die Detailberatung gedient. Noch unklar war die Höhe der
Umsetzungskosten gewesen, weil das anzustrebende Sicherheitsniveau von den
Bundesbehörden erst im Rahmen des Vollzugs festgelegt werde. Der Bundesrat habe
sich jedoch einverstanden gezeigt, die SiK-SR zu allen kostenrelevanten
Umsetzungsstrategien und Vollzugserlassen zu konsultieren. Die SiK-SR hatte dem
Entwurf sodann einstimmig zugestimmt. Nach diesen umfangreichen Erläuterungen trat
der Ständerat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein.

In der Detailberatung zeigte sich die Unbestrittenheit der Vorlage: Zu keinem der
zahlreichen Änderungsanträge der SiK-SR fand eine Diskussion statt und auch der
Bundesrat zeigte sich mit allen Anpassungen einverstanden. Trotz der vielen Anträge,
die alle stillschweigend angenommen wurden, änderte sich inhaltlich nur wenig am
Entwurf des Bundesrates. So wurde die Trinkwasserversorgung explizit in die Liste der
kritischen Infrastrukturen aufgenommen und die systematische (und nicht nur
vorübergehende) Verwendung der AHV-Nummer zur Identifikation von Personen, die
Zugang zu Informationen, Informatikmitteln, Räumlichkeiten und anderen
Infrastrukturen des Bundes haben, erlaubt. Die Bestimmung, wonach Umsetzung,
Zweckmässigkeit, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit des ISG periodisch überprüft
werden muss, ergänzte der Ständerat dahingehend, dass diese Überprüfung durch eine
unabhängige Stelle, namentlich durch die Eidgenössische Finanzkontrolle, zu
geschehen habe. Des Weiteren nahm er das Personal von Fedpol und
Bundesanwaltschaft einerseits sowie dolmetschende und übersetzende Personen im
Asylbereich andererseits in den Kreis jener Personen auf, die unabhängig davon, ob sie
Zugang zu geschützten Informationen oder Informatiksystemen des Bundes haben,
einer Sicherheitsprüfung unterzogen werden können. Ins Muster der fehlenden
Kontroverse fügte sich schliesslich auch die Gesamtabstimmung ein, bei der die kleine
Kammer die Vorlage einstimmig (bei vier Enthaltungen) annahm. 12

Wie im vergangenen Dezember schon der Ständerat und dessen sicherheitspolitische
Kommission stellte im Frühjahr 2018 auch die SiK-NR Handlungsbedarf im
Informationssicherheitsmanagement des Bundes fest. Anders als ihre
Schwesterkommission, der die kleine Kammer widerstandslos gefolgt war, zweifelte die
nationalrätliche Kommission jedoch am Mehrwert, den das
Informationssicherheitsgesetz mit sich brächte. Die bedeutendsten Unbekannten im
Gesetzgebungsprojekt waren nach wie vor die Kosten und der Personalaufwand im
Zusammenhang mit der Umsetzung. Während sich der Ständerat mit der Zusicherung
zufriedengegeben hatte, zu den Kosten später noch einmal konsultiert zu werden,
beauftragte die SiK-NR die Verwaltung, die Kosten und den Personalaufwand für
verschiedene mögliche Sicherheitsniveaus zu beziffern. Es wurden also drei mögliche
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Szenarien vorgestellt: Ambitionsniveau 1 mit Kosten von CHF 5 Mio. und 9,5 bis 15,5
zusätzlichen Stellen, Ambitionsniveau 2 mit Kosten von CHF 33 bis 58 Mio. und 42
zusätzlichen Stellen sowie Ambitionsniveau 3 mit Kosten von CHF 62 bis 87 Mio. und 78
zusätzlichen Stellen. Für die Kommissionsmehrheit standen diese beträchtlichen
Kosten in einem ungenügenden Verhältnis zum Ertrag und darüber hinaus befürchtete
sie, der neu geschaffene, komplexe Informationsschutzapparat könnte eine
Eigendynamik entwickeln und sich zunehmend der Kontrolle durch das Parlament
entziehen. Aus diesen Gründen beantragte die Mehrheit der SiK-NR ihrem Rat
Nichteintreten. Eine Minderheit erachtete hingegen den gesamtheitlichen Ansatz der
Vorlage als zentral, um die Informationssicherheit beim Bund zu verbessern. Sie hielt
die Kosten für vertretbar, da dadurch Sicherheitslücken geschlossen und die
Koordination erheblich verbessert werden könne. Einen drohenden Kontrollverlust des
Parlaments sah sie nicht und beantragte folglich Eintreten. Die Eintretensdebatte
gestaltete sich dementsprechend umfangreich, kontrovers und emotionsgeladen.

Die bürgerlichen Fraktionen machten sich – mit Ausnahme der BDP – für den
Nichteintretensantrag stark. Die Kosten entsprächen einer «Blackbox» und es sei
«unseriös», nur auf Annahmen gestützt zu entscheiden; anstatt Experimente zu
machen, sollten besser bestehende Gesetze angepasst werden, um die Sicherheit zu
gewährleisten, so Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) als Vertreterin der CVP-Fraktion.
David Zuberbühler (svp, AR) legte die Ansicht der SVP-Fraktion dar: Das Gesetz sei ein
neues «Bürokratiemonster», biete nur «Scheinsicherheit» und sei einen konkreten
Nutzennachweis bisher schuldig geblieben, weshalb es «brandgefährlich» sei, darauf
einzutreten. Für die FDP-Fraktion waren vor allem die Bedenken bezüglich der
Kostenfolgen ausschlaggebend dafür, dass man nicht auf das überladene Gesetz und
den damit verbundenen «Blindflug» eintrete. Demgegenüber stellte BDP-
Fraktionssprecherin Rosmarie Quadranti (bdp, ZH) Eintreten als alternativlos dar;
angesichts des Handlungsbedarfs sei Nichtstun jetzt «fahrlässig». Priska Seiler Graf (sp,
ZH) hielt als Vertreterin der SP-Fraktion eine regelrechte Brandrede für Eintreten: Das
Gesetz werde dringend benötigt und es sei «fatal», dass anstelle der Sicherheitsfragen
vielmehr die finanziellen Folgen im Zentrum der Beratungen in der
sicherheitspolitischen Kommission gestanden hätten. Sie warf der SiK
«Arbeitsverweigerung» vor und wies darauf hin, dass man nach dem Eintreten die
Möglichkeit hätte, das – je nach Ansicht überladene, unberechenbare oder lückenhafte
– Gesetz zu «entrümpeln». Arbeitsscheue sei in diesem Fall jedoch «geradezu
verantwortungslos», denn auch ein Versäumnis ziehe unbezifferbare Kosten nach sich.
Ins gleiche Horn blies auch der Grünen-Vertreter Balthasar Glättli (gp, ZH), indem er
Nichteintreten als «Dienstverweigerung» bezeichnete und argumentierte, dass
Informationssicherheitslecks sowohl Reputations- als auch Finanzschäden zur Folge
hätten. Auch Beat Flach (glp, AG) als Sprecher der GLP-Fraktion erschien es
unverständlich, weshalb trotz erkanntem Handlungsbedarf nicht eingetreten werden
sollte; ein weiteres Mal fiel das Wort «Arbeitsverweigerung». Die Abstimmung ergab
schliesslich 117 zu 68 Stimmen für Nichteintreten (8 Enthaltungen). Obschon die
Fraktionen der BDP, der SP, der Grünen und der GLP geschlossen für Eintreten
votierten, besiegelte die geballte Stimmkraft des SVP-/FDP-/CVP-Blocks mit nur drei
Abweichlern den Nichteintretensentscheid. 13

Mit zwölf zu einer Stimme beantragte die SiK-SR ihrem Rat im Herbst 2018, am
Eintreten auf das Informationssicherheitsgesetz festzuhalten. Das Gesetz sei im
Auftrag des Parlamentes entstanden und berücksichtige klare Vorgaben der GPK und
der GPDel, erklärte Kommissionssprecher Isidor Baumann (cvp, UR) vor dem
Ratsplenum. Er fügte eine Liste von Gründen an, weshalb das Gesetz notwendig sei: Es
brauche das Gesetz, um bei allen Bundesbehörden einen einheitlichen, minimalen
Sicherheitsstandard zu gewährleisten, um die Kantone bei der Zusammenarbeit mit
dem Bund denselben Sicherheitsvorschriften zu unterstellen, um durch die
Verwendung biometrischer Daten unberechtigte Zugriffe auf die Informationssysteme
des Bundes besser zu verhindern und um Personensicherheitsüberprüfungen bei
Betreibenden oder Verwaltenden der kritischen Informationssysteme des Bundes
durchführen zu können. Darüber hinaus könnten damit die Vertrauenswürdigkeit von
Unternehmen, die sensible Aufträge für den Bund ausführten, sowie die Einhaltung der
Sicherheitsstandards während der Auftragserfüllung kontrolliert werden. Das inhaltlich
abgestimmte Gesetz ermögliche gegenüber dem heutigen System einen
Bürokratieabbau, indem es Verantwortlichkeiten und Prozesse vereinfache und
Massnahmen standardisiere, hob Baumann die Vorteile des Projektes hervor. Auch
Bundesrat Guy Parmelin betonte noch einmal die Bedeutung dieses Gesetzes für die
Schweiz. Stillschweigend hielt der Ständerat am Eintretensentscheid fest, womit sich
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nun erneut der Nationalrat mit dem Geschäft befassen wird. 14

Nachdem der Ständerat in der Herbstsession 2018 am Eintreten auf das
Informationssicherheitsgesetz (ISG) festgehalten hatte, beriet die SiK-NR die Vorlage
im Oktober desselben Jahres zum zweiten Mal. Diesmal trat sie zwar mit 17 zu 8
Stimmen bei einer Enthaltung darauf ein, beschloss dann aber mit 17 zu 9 Stimmen die
Sistierung des Geschäftes. Unterdessen soll das VBS bis im Juni 2019
Verbesserungsvorschläge für das Gesetzgebungsprojekt ausarbeiten. Neben der
inhaltlichen Abstimmung des ISG auf die NCS und der Berücksichtigung eines
zukünftigen Kompetenzzentrums für Cybersicherheit verlangte die Kommission eine
klare Ausweisung und Limitierung sowie die departementsübergreifende Kompensation
der Umsetzungskosten. Weiter muss das VBS aufzeigen, welche Kosten im Bereich der
Betriebssicherheitsverfahren auf die öffentlichen und privaten Unternehmen in der
Schweiz zukommen bzw. wie eine Belastung der Unternehmen durch das neue Gesetz
vermieden werden kann. Generell erwartet die Kommission einen konkreteren,
einfacheren und strafferen Gesetzesentwurf. 15
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Im Lichte der Zusatzinformationen zur Abstimmung auf die NCS, zu den Kostenfolgen
sowie zu weiteren möglichen Verbesserungen der Vorlage, die die SiK-NR im Oktober
2018 vom VBS angefordert hatte, beriet die Kommission im Spätsommer 2019 das
Informationssicherheitsgesetz (ISG) im Detail und nahm einige Modifikationen vor. Mit
14 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung wollte sie aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes auf die vom Ständerat vorgesehene systematische Verwendung
der AHV-Nummer verzichten. Als weitere Differenz zur Kantonskammer beantragte sie
ihrem Rat mit 20 zu 2 Stimmen, den Bundesrat im Gesetz ausdrücklich zu verpflichten,
seine Ziele und die Kosten für die Informationssicherheit den Sicherheitspolitischen
Kommissionen zur Konsultation vorzulegen. Damit wollte sie verhindern, dass die
Umsetzung des ISG zu hohe finanzielle und personelle Ressourcen beansprucht.
Überdies entschied die Kommission einstimmig, dass die
Personensicherheitsüberprüfung auch auf Dritte, die in kritischen Funktionen für die
nationale Netzgesellschaft Swissgrid eingesetzt werden, angewandt werden kann,
jedoch nicht auf gewählte, angehende kantonale Magistratspersonen. 16
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Kriminalität

Durch eine Teilrevision des Obligationenrechts (OR) wollte der Bundesrat regeln, unter
welchen Umständen eine Meldung von Arbeitnehmern auf Unregelmässigkeiten am
Arbeitsplatz, sogenanntes Whistleblowing, rechtmässig ist. Der vorgelegte
Gesetzesentwurf räumte der internen Behandlung einer solchen Meldung Priorität ein.
Nur unter den Umständen, dass die Meldung eine Straftat oder einen Verstoss gegen
das öffentliche Recht beträfe und nicht oder nicht genügend beachtet würde, wäre der
Gang an eine Behörde zulässig. Eine Ausnahme besteht, wenn der Arbeitnehmer
aufgrund der Erfahrung in früheren Fällen davon ausgehen muss, dass der Arbeitgeber
nicht ausreichend auf die Meldung eingehen wird. Eine direkte Meldung an die
Öffentlichkeit ist jedoch in keinem Fall gestattet. Da die Vorschläge betreffend den
Ausbau des Kündigungsschutzes in der Vernehmlassung kontrovers diskutiert worden
waren, will der Bundesrat diese Frage erst noch ausklammern und die Ergebnisse einer
laufenden Studie abwarten. Wenn der Kündigungsschutz ausgedehnt werden solle, so
solle dies gesamthaft und nicht nur im Falle des Whistleblowing geschehen. So bleibt
eine im Anschluss an eine rechtmässige Meldung ausgesprochene Kündigung zwar
weiterhin missbräuchlich, aber gültig. 17
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Le Conseil des États s’est penché, à son tour, sur le message sur la promotion
économique 2020-2023. Tout d’abord, il a suivi à l’unanimité le Conseil fédéral et le
Conseil national en validant un crédit de CHF 21,7 millions pour la cyberadministration,
avec la création d’un guichet unique numérisé pour les PME, et de CHF 17,6 millions
pour la promotion de la place économique helvétique. Ensuite, la chambre des cantons
a adopté par 33 voix contre 13 la hausse de CHF 22,8 à 30 millions pour Innotour,
proposée par la chambre du peuple. Finalement, les sénateurs et sénatrices se sont
distinguées en rallongeant le crédit pour la promotion du tourisme et pour la
promotion des exportations. Par 33 voix contre 9, les sénateurs et sénatrices ont
augmenté l’enveloppe pour le tourisme de CHF 220,5 à 230 millions de francs. Les
sénateurs et sénatrices des cantons touristiques, comme le Valais, Berne, ou les
Grisons ont insisté sur la place prépondérante du tourisme dans l’économie helvétique.
Puis, par 33 voix contre 8, ils ont rallongé l’enveloppe pour les exportations de CHF
90,5 à 94 millions de francs. Au final, le Conseil des États, à la suite des premières
modifications du Conseil national, propose un crédit de CHF 393,3 au lieu des 373,1
millions initialement prévus pour la promotion économique par le Conseil fédéral. 18
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Geld, Währung und Kredit

Kapitalmarkt

Face aux récents développements FinTech comme la blockchain ou les technologies
des registres distribués (TRD), le Conseil fédéral soumet au Parlement une adaptation
du cadre juridique aux développements des TRD. Ces nouvelles technologies
garantissent une gestion commune des données qui permet un transfert de valeur en
faisant l'impasse d'une gestion centralisée.
Cette refonte légale introduit neuf adaptations ponctuelles du droit helvétique. Dans
l'ensemble, son objectif est d'augmenter la sécurité juridique, de supprimer les
entraves au développement de la FinTech et d'empêcher les abus. Selon le Conseil
fédéral, une telle adaptation devrait conforter l'intégrité et la réputation de la place
financière suisse. Son message se base sur le rapport lié au cadre juridique régissant la
blockchain et les TRD. 19
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

An ihrer Sitzung im November 2019 äusserte sich die ständerätliche
Verkehrskommission zur Änderung des Nationalstrassenabgabegesetzes. Der
Bundesrat hatte im August 2019 – die Einführung einer freiwilligen E-Vignette
beabsichtigend – eine entsprechende Botschaft verabschiedet. Die KVF-SR begrüsste
die Einführung einer freiwilligen E-Vignette als richtigen Schritt. Die seit Jahren
verschiedentlich vorgebrachte Idee einer elektronischen Vignette für die
Nationalstrassenabgabe werde auf freiwilliger Basis eingeführt, was sehr
bürgerfreundlich sei: Die Vignette könne sowohl im In- wie im Ausland online bestellt
und bezahlt werden und auch der Mehraufwand bei einem Fahrzeugwechsel entfalle.
Die Kommission beantragte ihrem Rat einstimmig, die Vorlage ohne Änderungen
anzunehmen. 20
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Die Änderung des Nationalstrassenabgabegesetzes zwecks Einführung einer
freiwilligen digitalen Vignette wurde in der Wintersession 2019 im Ständerat
traktandiert. Der Erstrat folgte der Empfehlung seiner Kommission und nahm, nachdem
sowohl Kommissionssprecher Stefan Engler (cvp, GR) wie auch Bundesrat Ueli Maurer
dem Rat versichert hatten, es gebe keine Datenschutzproblematik in der vorliegenden
Regelung, die Vorlage mit 39 gegen 2 Stimmen (ohne Enthaltungen) an. 
Zudem schrieb der Ständerat die Motion KVF-SR für die Einführung einer
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elektronischen Vignette (Mo. 16.3009) ab, welche im Rahmen der Debatte zum
Nationalstrassenfonds im März bzw. Juni 2016 angenommen worden war und welche
gemäss Regierung mit der nun behandelten bundesrätlichen Vorlage erfüllt sei. 21

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Mit einer Teilrevision des Bundesgesetzes über die Arbeit in Unternehmen des
öffentlichen Verkehrs wollte der Bundesrat die Regelung der Arbeitsbedingungen für
das Personal des öffentlichen Verkehrs vereinheitlichen und modernisieren. Zudem
wollte der Bundesrat Drittfirmen, die für Unternehmen des öffentlichen Verkehrs
Leistungen erbringen, ebenfalls dem revidierten Gesetz unterstellen. Es sei stossend,
wenn etwa für Sicherheitspersonal einer Drittfirma im Auftrag eines
Verkehrsunternehmens andere Arbeitsbedingungen gälten als für Sicherheitspersonal
von Verkehrsunternehmen, befand der Bundesrat. Dies sah der Nationalrat, welcher die
Vorlage im März 2016 behandelte, anders: Er nahm zwar die Vorlage weitestgehend
unverändert an, strich jedoch die Bestimmung betreffend die Drittfirmen. Der
Ständerat, der die Vorlage im Mai 2016 behandelte, folgte dem Nationalrat. In den
Schlussabstimmungen vom Juni 2016 nahmen beide Räte die so abgeänderte
Teilrevision einstimmig an. 22
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Luftfahrt

Le Conseil fédéral s’étant déjà engagé auprès des partenaires de la future compagnie, la
marge de manœuvre du parlement était très réduite. Le gouvernement a pris cette
décision, car il considérait que la Suisse avait besoin d’une compagnie aérienne
internationale et un "hub" intercontinental qui puissent assurer la pérennité des
relations commerciales (importations/exportations), de la place financières et du
tourisme. Par 110 voix contre 56, le Conseil national a octroyé le crédit de CHF 2,1
milliards pour la nouvelle entreprise aérienne (crédit d’engagement de CHF 1,6
milliards s’ajoutant aux CHF 450 millions pour l’exploitation des vols). Le camp rose-
vert a tenté sans succès, via plusieurs amendements, de lier l’engagement de la
Confédération à des clauses sociales en faveur du personnel de Swissair. La majorité
bourgeoise a refusé d’attribuer CHF 150 millions sur les CHF 2,1 milliards de fonds
public à un plan social. Elle a aussi renoncé à augmenter la facture fédérale de CHF 500
millions pour des mesures de reconversion ou de financement des préretraites. Malgré
ces échecs, les socialistes ont pourtant refusé de remettre en cause la participation de
la Confédération dans le capital de Crossair. Les radicaux et les démocrates-chrétiens
considéraient eux aussi que la création d’une nouvelle compagnie aérienne autour de
Crossair était la meilleure solution pour l’économie suisse et la sauvegarde des places
de travail. A l’opposé, l’UDC, les libéraux et les écologistes dénonçaient le projet.
Suivant le National, le Conseil des Etats a avalisé par 36 voix contre 3 les dépenses de
CHF 2,1 milliards. En obtenant la majorité qualifiée dans les deux Chambres, le
parlement évitait une crise politique qui aurait entraîné le désaveu du Conseil fédéral.
Le montant sera réparti entre les budgets 2001 et 2002. Le mois de novembre a aussi
été marqué le dépôt de bilan de Sabena et la plainte de l’Etat belge à l’encontre de
Swissair. 23
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Post und Telekommunikation

Im September 2017 hatte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Fernmeldegesetzes an das Parlament gerichtet. In der Botschaft galten die folgenden
vorgeschlagenen Änderungen als wichtigste Punkte der Revision: Die allgemeine
Meldepflicht von Fernmeldeanbietern soll abgeschafft und durch eine Registrierung für
jene Anbieter, die vom BAKOM verwaltete konzessionspflichtige Funkfrequenzen
nutzen, ersetzt werden. Die bisher nur für Kupferleitungen («Doppelader-
Metallleitungen») geltende Pflicht für marktbeherrschende Anbieter, einen vollständig
entbündelten Zugang zum Teilnehmeranschluss zu gewähren, soll auf sämtliche
leitungsgebundenen Anschlüsse (also auch auf das Glasfasernetz) ausgeweitet werden.
Zur Förderung eines echten Wettbewerbs soll der Bundesrat einen
technologieneutralen (möglicherweise virtuellen) Zugang zum Teilnehmeranschluss
vorsehen können. Vorgesehen ist in der Botschaft weiter, dass alle Fernmeldeanbieter
das Recht haben, Zugang zum Gebäudeführungspunkt und zu gebäudeinternen Anlagen
zu erhalten. Im Bereich des Roamings soll der Bundesrat die Möglichkeit erhalten, den
Wettbewerb zu fördern und unverhältnismässig hohe Kundentarife zu verhindern. Den
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Fernmeldeanbieterinnen werden Transparenzpflichten bezüglich der Bearbeitung der
übermittelten Informationen auferlegt (Stichwort Netzneutralität). Weitere Punkte zur
Verbesserung des Konsumentenschutzes sind strengere Massnahmen gegen
unerwünschte Werbung (Stichwort Telefonterror) sowie ein erhöhter Kinder- und
Jugendschutz. Ein eigentlicher Paradigmenwechsel soll bei der Nutzung von
Funkfrequenzen vollzogen werden: Gilt bisher in der Regel die Konzessionspflicht, so
soll das Frequenzspektrum neu im Grundsatz frei genutzt werden können. Neu soll
zudem der Handel mit Frequenzen erlaubt und die Kooperation von Konzessionären bei
Infrastruktur- und Frequenznutzung ermöglicht werden. Die Vorlage enthält weiter
Änderungen in den Bestimmungen zu Notruf, Informations- und Infrastruktursicherheit.
Die umfassende Überprüfung der Bestimmungen über die Grundversorgung soll erst zu
einem späteren Zeitpunkt unabhängig von der vorliegenden Revision erfolgen.
Der Beratung des Geschäfts im Parlament waren umfangreiche Kommissionsarbeiten
der KVF beider Kammern vorausgegangen. Im Herbst 2017 führte die KVF-NR
Anhörungen mit Fernmeldeanbieterinnen, Verbänden und Kommissionen durch. Dabei
seien vor allem der Netzzugang, die Netzneutralität und das Roaming von Interesse
gewesen. Im Februar 2018 beschloss die KVF-NR mit 18 zu 6 Stimmen, ihrem Rat das
Eintreten zu beantragen. 
Die Vorlage wurde für Ende September 2018 im Nationalrat traktandiert. Der Erstrat
debattierte zwei Tage und schuf einige Differenzen zum Bundesrat. So strich die grosse
Kammer mit dem entbündelten Zugang zum Glasfasernetz einen Kernartikel aus der
Vorlage, verwendete den Begriff «Massenwerbung» (der Bundesrat hatte in der
Botschaft den Begriff «unlautere Werbung» gebraucht) und folgte auch bezüglich der
Netzneutralität nicht dem Bundesrat: Statt einer Transparenzpflicht, wie sie der
Bundesrat den Telekommunikationsanbietern auferlegen wollte, nahm der Nationalrat
eine Verpflichtung zur Netzneutralität in die Vorlage auf. Während der Bundesrat die
Fernmeldedienstanbieterinnen dazu verpflichten wollte, Kinderpornografie und andere
verbotene pornografische Inhalte auf Hinweis der Polizei zu unterdrücken, beschloss
der Nationalrat, solche Inhalte seien zu löschen. Bezüglich Roaming folgte die grosse
Kammer dem Bundesrat und stimmte jenen Artikeln zu, die den Bundesrat zur
Bekämpfung von unverhältnismässig hohen Endkundentarifen ermächtigen. Der
Nationalrat nahm in die Vorlage auf, dass Blaulichtorganisationen von den
Verwaltungsgebühren für die benutzten Funkfrequenzen befreit werden sollen. In der
Gesamtabstimmung nahm der Rat die Vorlage mit 192 zu 1 Stimme an (bei einer
Enthaltung). 24

Im November 2018 nahm die kleine Kammer als Zweitrat die Debatte zur Revision des
Fernmeldegesetzes auf. Mit einem relativ knappen Entscheid (22 zu 19 Stimmen bei
zwei Enthaltungen) schloss sich der Ständerat bei der Entbündelung der letzten Meile
dem Nationalrat an: Der Zugang zu den Glasfaseranschlüssen soll nicht für alle Anbieter
geöffnet werden. Wie schon im Nationalrat beriefen sich die die Marktöffnung
befürwortenden Stimmen auf den gesunden Wettbewerb, während die ablehnenden
Stimmen mit dem Schutz von Investitionen und Service public argumentierten. 
Bezüglich der Netzneutralität sprach sich der Ständerat für einen Kompromiss aus. Im
Gegensatz zum Nationalrat, welcher die Netzneutralität garantieren wollte, sah der
Ständerat Ausnahmen vor: Telekomanbieter sollen ihre Angebote bei Spezialdiensten
flexibel gestalten dürfen (etwa bei der Sprachtelefonie oder bestimmten
Fernsehdiensten). Eine Differenz zum Nationalrat, der in dieser Frage dem Bundesrat
gefolgt war, schuf der Ständerat bezüglich zusätzlicher Anschlüsse. Bundesrat und
Nationalrat wollten, dass Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer weitere
Anschlüsse dulden müssen, wenn Fernmeldedienstanbieter die Kosten für den
Anschluss übernehmen. Der Ständerat beschloss hingegen, dass
Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer diese Anschlüsse dann akzeptieren
müssen, wenn Mieterinnen und Mieter diese verlangen und die Kosten tragen. Bezüglich
verbotener pornografischer Inhalte ging der Ständerat weiter als Bundesrat und
Nationalrat: So sollten Fernmeldedienstanbieterinnen solche Inhalte nicht nur
unterdrücken (Bundesrat) beziehungsweise auf Hinweis der Polizei löschen
(Nationalrat), sondern bei Verdachtsfällen dem Bundesamt für Polizei Meldung erstatten
müssen. Beim Roaming folgte der Ständerat wie schon der Nationalrat der Regierung.  
In der Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage mit 33 zu 7 Stimmen
an. 25
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Am 5. März 2019 beriet der Nationalrat die Differenzen in der Revision des
Fernmeldegesetzes. Bei der Netzneutralität zeigte er sich bereit, auf die Linie des
Ständerates einzuschwenken, veränderte aber die Formulierung. Inhaltlich blieb es
dabei: Provider sollen Spezialdienste (von den Providern zusätzlich zum
Internetanschluss angebotene Dienste wie Sprachtelefonie über Mobilfunk der vierten
Generation (VoLTE) oder bestimmte Fernsehdienste (IPTV)) flexibel gestalten können,
solange die Internetverbindung dadurch nicht verschlechtert wird. Bezüglich der
verbotenen pornografischen Inhalte lehnte der Nationalrat den Vorschlag des
Ständerates ab: Fernmeldeanbieterinnen sollen keiner Meldepflicht unterliegen,
sondern nur sperren bzw. löschen, was die Polizei beanstandet. 
Weiterhin umstritten war, ob den Blaulichtorganisationen die Verwaltungsgebühren der
verwendeten Funkfrequenzen erlassen werden sollen. Der Ständerat wollte dies nicht,
der Nationalrat blieb jedoch dabei. Eine weitere Differenz, die bestehen blieb, betraf
die Finanzierung von Anschlüssen: Gemäss Ständerat müssen
Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer weitere Anschlüsse nur dulden, wenn
sie von Mietern verlangt und bezahlt werden. Dem Nationalrat zufolge sollen sie es auch
dann, wenn Fernmeldedienstanbieterinnen die Kosten übernehmen.
Zugestimmt hat der Nationalrat einem vom Ständerat eingebrachten Passus, der regelt,
dass Änderungen an den Programmen beim zeitversetzten Fernsehen der Zustimmung
des Veranstalters bedürfen. Der Nationalrat überwies die Vorlage mit den
verbleibenden Differenzen an den Ständerat. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

Zwei Tage nachdem der Nationalrat darüber debattiert hatte, kam die Revision des
Fernmeldegesetzes zurück in den Ständerat, wo es um die Bereinigung der letzten
Differenzen ging. 
Bei zwei Differenzen – der Netzneutralität und der Finanzierung von Anschlüssen –
lenkte die kleine Kammer ein und übernahm die Versionen des Nationalrates. Künftig
sollen Fernmeldedienstanbieterinnen Angebote von Spezialdiensten flexibel gestalten
können, sofern dies die Qualität der Internetverbindung nicht verschlechtert.
Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer müssen die Installation weiterer
Anschlüsse neu auch dulden, wenn die Anbieter die Kosten dafür tragen. Neben drei
Differenzen, die technische Details betrafen, blieb auch die Befreiung der
Blaulichtorganisationen von den Verwaltungsgebühren der verwendeten
Funkfrequenzen umstritten: Während der Nationalrat auch private Organisationen von
den Gebühren befreien wollte, soll dies gemäss neuem Vorschlag des Ständerates nur
für Schutz- und Rettungsdienste, die ausschliesslich im öffentlichen Interesse tätig
sind, gelten. Fest hielt der Ständerat an der von ihm eingebrachten Meldepflicht bei
verbotenen pornografischen Inhalten: Provider sollen nicht nur Verbotenes sperren,
sondern Verdachtsfälle dem Fedpol melden müssen. Bundesrätin Sommaruga, auf die
in dieser Debatte neben Kommissionssprecher Claude Janiak (sp, BL) die einzigen
Wortmeldungen entfielen, bat den Rat, diese Regelung noch einmal zu überdenken.
Eine Meldepflicht für zufällig entdeckte Verdachtsfälle sei etwas widersprüchlich.
Zudem sei es in der Praxis äusserst schwierig auszumachen, ob ein hinreichender
Verdacht für eine Meldung vorliege. Die Provider könnten zur eigenen Absicherung eine
Flut von Meldungen auslösen, mit der nichts gewonnen wäre, befürchtete die
Bundesrätin. Die kleine Kammer blieb mit 32 zu 9 Stimmen (1 Enthaltung) bei ihrer
ursprünglichen Absicht. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2019
NIKLAUS BIERI

In der Differenzbereinigung zur Revision des Fernmeldegesetzes lag der Ball am 11.
März 2019 wieder beim Nationalrat. Dieser gab in allen Punkten nach, wegen einer
Neuformulierung blieb jedoch eine Differenz bestehen: Bezüglich der Meldepflicht für
Provider bei Verdachtsfällen von verbotener Pornografie wünschte der Nationalrat eine
präzisere Definition der Verdachtsfälle und schuf diese mit dem Verweis auf den Artikel
zu verbotener Pornografie im Strafgesetzbuch. 
Am 18. März stimmte der Ständerat der Formulierung stillschweigend zu, womit alle
Differenzen bereinigt waren. 
Das revidierte Fernmeldegesetz wurde in den Schlussabstimmungen am 22. März 2019
vom Nationalrat mit 194 gegen 1 Stimme (bei 1 Enthaltung) und vom Ständerat
einstimmig (44 Stimmen, keine Enthaltung) angenommen. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.03.2019
NIKLAUS BIERI
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Im Juli 2015 präsentierte der Bundesrat seinen Vorschlag zur Änderung des
Entsendegesetzes, mit der er die Wirksamkeit der flankierenden Massnahmen zur
Personenfreizügigkeit optimieren wollte. Die flankierenden Massnahmen waren
eingeführt worden, um Erwerbstätige vor der missbräuchlichen Unterschreitung der
hiesigen Lohn- und Arbeitsbedingungen zu schützen. Um diesen Schutz zu
gewährleisten schlug der Bundesrat den Räten eine Erhöhung der maximalen
Verwaltungssanktionen bei Verstössen gegen die minimalen Lohn- und
Arbeitsbedingungen von CHF 5000 auf CHF 30‘000 vor. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.07.2015
DAVID ZUMBACH

In der Frühjahrssession 2016 befasste sich der Nationalrat mit dem bundesrätlichen
Vorschlag zur Änderung des Entsendegesetzes. Dieser sah eine Erhöhung der
maximalen Verwaltungssanktionen bei Verstössen gegen die minimalen Lohn- und
Arbeitsbedingungen von CHF 5000 auf CHF 30‘000 vor. Damit wollte der Bundesrat die
Wirksamkeit der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit optimieren. Die
vorberatende Wirtschaftskommission (WAK-NR) hatte sich mit 17 zu 7 Stimmen für den
Revisionsentwurf ausgesprochen. Für die Kommission begründete Nationalrat Pardini
(sp, BE) diesen Entscheid damit, dass die geltende Obergrenze von CHF 5000 Franken
zu wenig abschreckend sei. Eine Minderheit Rime (svp, FR) wollte indes nicht auf die
Vorlage eintreten. Sie erachtete eine Gesamtrevision im Rahmen der Umsetzung der
Masseneinwanderungs-Initiative für zweckmässiger. Zudem wies sie darauf hin, dass die
neue Obergrenze auch für Schweizer Unternehmen Gültigkeit hätte, was in ihren Augen
über den Rahmen der flankierenden Massnahmen hinausgehen würde. Der
Nichteintretensantrag vermochte ausserhalb der SVP jedoch nur wenig Stimmen zu
generieren und wurde mit 64 zu 125 Stimmen deutlich abgelehnt. In der Detailberatung
schuf die grosse Kammer dann drei kleine Differenzen zum Vorschlag des Bundesrates.
Unter anderem wurde ein Antrag Romano (cvp, TI) mit 103 zu 77 Stimmen gutgeheissen,
der es den Behörden ermöglichen soll, Normalarbeitsverträge (NAV) bereits dann
befristet zu verlängern, wenn Hinweise dafür bestehen, dass der NAV-Wegfall zu
erneuten Missbräuchen führen kann. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.2016
DAVID ZUMBACH

Im März 2016 verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Obligationenrechts, mit der er neu die Voraussetzungen definieren wollte, unter denen
ein Normalarbeitsvertrag (NAV) mit zwingenden Mindestlöhnen verlängert werden kann.
Befristete NAV mit zwingenden Mindestlöhnen sollten dann erlassen werden können,
wenn zuvor Missbräuche festgestellt worden waren. Dies wurde in der Praxis zwar
bereits auf Bundes- und auf Kantonsebene so gehandhabt, mit der Regelung wolle man
aber, so der Bundesrat, insbesondere den Anliegen der stark betroffenen Grenzkantone
Tessin und Genf Rechnung tragen und die Rechtssicherheit erhöhen. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2016
DAVID ZUMBACH

La CER-CN a procédé à l'examen du projet de prorogation des contrats-types de
travail fixant des salaires minimaux, dans le but de fixer les conditions auxquelles les
contrats types de travail de durée limitée fixant des salaires minimaux peuvent être
prorogés pour une période limitée. Le Conseil national a déjà adopté un article 360a du
CO, selon lequel il suffit d'avoir soit des infractions répétées contre les prescriptions
en matière de salaire minimal ou soit des indices qu’à l’échéance du contrats-types de
travail les abus reprendront. Pour le prolongement de ces contrats, le projet du Conseil
fédéral rend ces deux conditions cumulatives. La commission propose donc ne pas
entrer en matière. Le Conseil national a alors rejeté tacitement le projet. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2016
DIANE PORCELLANA

S'agissant  de la prorogation des contrats-types de travail fixant des salaires minimaux,
la CER-CE se distancie de la position du Conseil national. La formulation proposée par
le Conseil national permettrait l’introduction d’un salaire minimum en Suisse sans qu'il
y ait de preuve de sous-enchère salariale apportée. Comme elle a déjà traité la question
dans la loi sur les travailleurs détachés (LDét), elle propose, sans opposition, à son
Conseil de ne pas entrer en matière sur le projet du Conseil fédéral. 
Le Conseil des Etats a suivi l'avis de sa commission. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.06.2016
DIANE PORCELLANA
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In der Herbstsession 2016 befasste sich zuerst der Ständerat mit der Änderung des
Entsendegesetzes, die über eine Erhöhung der maximalen Verwaltungssanktionen bei
Verstössen gegen die minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen von CHF 5000 auf CHF
30‘000 eine Verschärfung der flankierenden Massnahmen vorsah. Wie bereits zuvor in
der Frühjahrssession im Nationalrat kam es auch in der kleinen Kammer zu einer
Abstimmung über einen Nichteintretensantrag, der von Seiten der SVP, namentlich
Ständerat Föhn (svp, SZ) eingebracht worden war, der sich daran störte, dass auch
Schweizer Unternehmen von der "massiven Bussgelderhöhung" betroffen wären. Mit 4
zu 40 Stimmen war der Antrag aber auch im Ständerat chancenlos. Umstrittener war
hingegen der vom Nationalrat aufgenommene Passus, wonach Normalarbeitsverträge
(NAV) bereits dann befristet verlängert werden können, wenn Hinweise dafür bestehen,
dass der Wegfall zu erneuten Missbräuchen führen könnte. Der vorberatendenen WAK-
SR war dies zu weit gegangen und sie hatte mit 8 zu 3 Stimmen beantragt, dass eine
Verlängerung, so wie es der Bundesrat in seiner Botschaft zur Änderung des
Obligationenrechts vorgesehen hatte, nur dann möglich sein soll, wenn sowohl frühere
Verstösse vorliegen als auch Hinweise darauf bestehen, dass es auch künftig zu
Verstössen kommen wird. Auch Wirtschaftsminister Schneider-Ammann empfahl dem
Ständerat, in diesem Punkt nicht dem Nationalrat zu folgen, da man damit "unter
anderem dauerhaft Mindestlöhne einführen" würde. Trotz des Kommissionsantrags und
der bundesrätlichen Einwände sprach sich die kleine Kammer dann aber mit 29 zu 16
Stimmen für eine Minderheit Zanetti (sp, SO) aus und folgte gleichwohl dem Nationalrat.
Der Ständerat schuf dann aber doch noch eine Differenz zum Nationalrat: Auf Antrag
seiner Wirtschaftskommission beschloss er, dass schwerwiegende Verstösse nicht nur
mit einer Geldstrafe, sondern zusätzlich auch mit einem auf maximal fünf Jahre
befristeten Ausschluss vom Schweizer Arbeitsmarkt geahndet werden können. Der
ständerätlichen Fassung stimmte die grosse Kammer zwei Tage später mit 102 zu 87
Stimmen zu – entgegen dem Antrag der WAK-NR. In der Schlussabstimmung, die
aufgrund des Widerstands von SVP und FDP mit Spannung erwartet wurde, nahm der
Nationalrat den Entwurf mit 110 zu 86 Stimmen bei 2 Enthaltungen und der Ständerat
mit 30 zu 13 Stimmen bei 1 Enthaltung an. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.09.2016
DAVID ZUMBACH

Comme aucun référendum n'a été lancé contre la loi sur les travailleurs détachés
(LDét) révisée, celle-ci entre en vigueur le 1er avril 2017. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.04.2017
DIANE PORCELLANA

Arbeitnehmerschutz

Einstimmig ermächtigte der Nationalrat den Bundesrat, drei Übereinkommen der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zu ratifizieren, nämlich die Übereinkommen
Nr. 119 (Maschinenschutz), 132 (Mindestdauer bezahlter Ferien) und 162 (Sicherheit bei
der Verwendung von Asbest). Mit einem Postulat der vorberatenden Kommission
beauftragte er zudem die Regierung, die Gesetzesänderungen zu prüfen, die notwendig
sind, um die Hindernisse zur Ratifikation der Übereinkommen 170 (Sicherheit bei der
Verwendung chemischer Stoffe bei der Arbeit) und 171 (Nachtarbeit) zu beseitigen. Der
Bundesrat hatte dem Parlament beantragt, die Ratifizierung dieser beiden Abkommen
auf unbestimmte Zeit zu vertagen, da selbst der Entwurf für ein revidiertes
Arbeitsgesetz nicht in allen Punkten mit diesen beiden Übereinkommen kompatibel sei.
Die kritischen Punkte betreffen den Kündigungsschutz, die Mitbestimmung der
Arbeitnehmer, die Nachtarbeit sowohl für Männer wie für Frauen sowie den
Mutterschaftsschutz. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.08.1991
MARIANNE BENTELI

Auch bei der Behandlung der Änderungen im Bundesgesetz über die
Arbeitsvermittlung und den Personalverleih stellte eine rot-grüne
Kommissionsminderheit im Nationalrat Abänderungsanträge, welche einer möglichen
Verschlechterung der sozialen Rahmenbedingungen entgegenwirken sollten. In einer
ersten Runde war diesem Anliegen jedoch kein Erfolg beschieden. Erst nachdem die
Vorlage an der gemeinsamen Opposition der SVP, welche damit ihre generelle
Ablehnung des EWR zum Ausdruck brachte, und der SP, die meinte, ohne flankierende
Massnahmen könne der EWR-Abstimmungskampf nicht gewonnen werden, scheiterte,
waren die anderen bürgerlichen Parteien zu Konzessionen bereit. So wurden beim
grenzüberschreitenden Personalverleih die ausländischen Arbeitsvermittler
verpflichtet, die zwingenden Arbeitnehmerschutzbestimmungen des
Obligationenrechts bzw. bestehende Gesamtarbeitsverträge einzuhalten, wobei diese
Bestimmungen erst 1995, also nach Ende der Übergangsfrist, greifen sollten. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1992
MARIANNE BENTELI
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Ein neuer Bundesbeschluss über Information und Mitsprache der Arbeitnehmer in den
Betrieben sollte den Angestellten das Recht geben, in betrieblichen Sicherheitsund
Gesundheitsfragen sowie bei Firmenübernahmen und Massenentlassungen informiert
und angehört zu werden. Ab einer Betriebsgrösse von 50 Mitarbeitern wurde der
Anspruch auf eine Vertretung in Form einer Betriebskommission oder eines
Betriebsrates eingeführt. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.10.1992
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen von Swisslex unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine geringfügige
Änderung des Arbeitsgesetzes mit dem Ziel, die Vorschriften über die
Gesundheitsvorsorge auf die Bundesverwaltung auszudehnen sowie bestimmte
Arbeitnehmerkategorien, beispielsweise Kader und Assistenten, die bisher nicht
eingeschlossen waren, neu den Schutzvorschriften des Gesetzes zu unterstellen. Da die
Vorlage bereits mit dem Eurolex-Paket verabschiedet worden war, nahm die kleine
Kammer die Änderung diskussionslos und einstimmig an. Im Nationalrat setzte sich
jedoch vorerst ein Nichteintretensantrag Gros (lp, GE) mit dem Argument durch, diese
Revision trage nichts zu der vom Bundesrat angesagten Deregulierung und
Revitalisierung der Schweizer Wirtschaft bei. Der Ständerat befand, dies sei nicht der
Ort, um eine Grundsatzdebatte zu führen, und hielt an seinem Entscheid fest, worauf
ihm der Nationalrat folgte. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.04.1993
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen von Swisslex stimmten sowohl Stände- wie Nationalrat einer Änderung der
obligationenrechtlichen Bestimmungen über den Arbeitsvertrag zu, wonach
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer künftig informiert und angehört werden
müssen, wenn sie vom Übergang des Unternehmens auf einen neuen Besitzer
betroffen sind oder wenn Massenentlassungen bevorstehen. Zudem wird festgelegt,
dass der Käufer eines Betriebes die vom Verkäufer abgeschlossenen Arbeitsverträge
übernehmen muss. In beiden Kammern unterlagen Rückweisungs- bzw.
Nichteintretensanträge aus den Reihen der LP, welche in dieser Vorlage einen Verstoss
gegen die Grundsätze der Revitalisierung und Deregulierung sah. Während der
Ständerat in der Detailberatung kaum Änderungen am bundesrätlichen Vorschlag
vornahm, erreichte im Nationalrat das rechtsbürgerliche Lager, dass bei
Betriebsübernahmen die Einhaltung von Gesamtarbeitsverträgen auf ein Jahr reduziert
wurde. Da dies der Praxis in den anderen europäischen Staaten entspricht, schloss sich
der Ständerat hier an. Zudem setzte sich in der Differenzbereinigung eine Milderung
der Sanktionen für die Nichteinhaltung der Informationspflicht bei Massenentlassungen
durch. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.1993
MARIANNE BENTELI

Die neuen Bestimmungen des Obligationenrechts wurden ebenfalls im neuen
Bundesgesetz über die Information und Mitsprache der Arbeitnehmer in den Betrieben
(Mitwirkungsgesetz) festgeschrieben. Dieser Erlass sichert der Arbeitnehmerschaft
einen Anspruch auf rechtzeitige und umfassende Information in den für ihre Arbeit
entscheidenden Belangen zu. In Betrieben mit mindestens 50 Arbeitnehmenden kann
die Belegschaft eine Vertretung bestimmen. Besondere Mitwirkungsrechte hat diese in
Fragen der Arbeitssicherheit und des Gesundheitswesens, beim Betriebsübergang und
bei Massentlassungen.

Obgleich das Parlament im Vorjahr die Eurolex-Variante dieses Gesetzes nahezu
oppositionslos angenommen hatte, entbrannte nun in beiden Kammern eine
Redeschlacht darüber, ob man auf die Botschaft des Bundesrates überhaupt eintreten
solle. Die Befürworter des neuen Gesetzes argumentierten, dieses bringe keine
revolutionäre Neuerung, sondern fasse nur klärend jene eigentlich selbstverständlichen
Mitwirkungsrechte zusammen, welche heute schon von den meisten Schweizer
Unternehmen beachtet werden. Die Gegner kritisierten, hier werde erneut über-
anstatt dereguliert, und sie äusserten die Befürchtung, dieses Gesetz könnte der 1976
von Volk und Ständen abgelehnten Mitbestimmung der Arbeitnehmer auf
Unternehmensebene den Weg bahnen. Mit deutlichem Mehr lehnten beide Kammern
schliesslich Nichteintretensanträge einer rechtsbürgerlichen Minderheit ihrer
jeweiligen Kommissionen ab.

Im Ständerat setzte sich aber ein Antrag Büttiker (fdp, SO) durch, welcher das Gesetz
deutlich abschwächen wollte. Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, in sechs Kernpunkten
Mindeststandards festzuschreiben, welche keinesfalls unterschritten werden dürften,
und in den anderen Bereichen eine Abweichung zu Lasten der Arbeitnehmer nur

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.1993
MARIANNE BENTELI
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zuzulassen, wenn gesamtarbeitsvertraglich eine gleichwertige Regelung stipuliert wird.
Der Vorschlag Büttiker wollte alle Bestimmungen des Gesetzes für Konsenslösungen
freigeben und zudem als Verhandlungspartner neben den Gewerkschaften auch die
Hausverbände zulassen. Der Nationalrat lehnte diese Änderung mit dem Hinweis ab, von
Mindeststandards könnten gar keine gleichwertigen Abweichungen nach unten
gefunden werden, worauf sich der Ständerat der grossen Kammer anschloss. 41

Der Nationalrat ermächtigte die Landesregierung, das 1992 von der Internationalen
Arbeitskonferenz verabschiedete Übereinkommen Nr. 173 über den Schutz der
Forderungen der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit ihres Arbeitgebers zu
ratifizieren. Die Schweiz kann alle Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen ohne
Änderung der nationalen Gesetzgebung erfüllen. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.07.1994
MARIANNE BENTELI

Wegen mehr oder weniger gewichtigen Differenzen zur nationalen Gesetzgebung
verzichtete der Bundesrat darauf, dem Parlament die beiden ILO- Übereinkommen Nr.
174 zur Verhütung von industriellen Störfällen und Nr. 175 über die Gleichbehandlung
von Voll- und Teilzeitbeschäftigten zur Ratifikation vorzulegen. Das Parlament nahm
lediglich den entsprechenden Bericht des Bundesrates zur Kenntnis. Die Zurückhaltung
des Bundesrates beruhte in erster Linie auf dem Umstand, dass die schweizerische
Gesetzgebung zwischen dem Schutz der Bevölkerung und jenem der Arbeitnehmenden
vor Störfällen unterscheidet. Die Regelungen, welche die Schweiz in diesem Bereich
getroffen hat, entsprechen im ersten Fall dem Übereinkommen (Störfallverordnung),
nicht aber bezüglich des Schutzes der Arbeitnehmenden (Verordnung über die
Unfallverhütung). Beim Übereinkommen Nr. 175 ist es vor allem der Koordinationsabzug
bei der zweiten Säule, welcher dazu führt, dass Voll- und Teilzeitarbeitnehmende nicht
vollumfänglich gleich behandelt werden können. Gemäss konstanter Praxis ratifiziert
die Schweiz internationale Abkommen erst dann, wenn die Bestimmungen intern erfüllt
sind. Ein Postulat der Kommission des Nationalrates mit der Bitte, die Verordnungen im
Störfallbereich dahingehend zu ändern, dass die Konvention Nr. 174 ratifiziert werden
kann, wurde - gegen den Antrag einer Kommissionsminderheit - vom Plenum knapp
gutgeheissen. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.1996
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament ebenfalls seinen Bericht über drei
Übereinkommen der ILO, nämlich die Konventionen Nr. 176 über den Arbeitsschutz in
Bergwerken, das Protokoll von 1995 zum Übereinkommen Nr. 81 über die
Arbeitsaufsicht sowie das Übereinkommen Nr. 177 und die dazugehörige Empfehlung
über die Heimarbeit (Nr. 184). Keines dieser Abkommen enthält Bestimmungen, die mit
dem Schweizer Arbeitsrecht inkompatibel wären. In Details entspricht die
schweizerische Gesetzgebung aber nicht in allen Punkten den Vereinbarungen. Auch
hier war der Bundesrat der Ansicht, es bestehe kein Anlass, von der gängigen Praxis
abzuweichen, weshalb er vorderhand auf eine Ratifizierung verzichten möchte. Der
Ständerat entsprach bei allen drei Übereinkommen dem Antrag des Bundesrates. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.1998
MARIANNE BENTELI

Gleich wie der Ständerat beschloss auch der Nationalrat, drei Abkommen der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) betreffend den Arbeitsschutz in Bergwerken,
die Arbeitsaufsicht in Handel und Gewerbe sowie die Arbeitsüberwachung der
Heimarbeit nicht zu ratifizieren, da diese zwar dem schweizerischen Arbeitsrecht
entsprechen, in Detailbestimmungen aber nicht mit diesem übereinstimmen. Zum
Abkommen Nr. 177 über die Heimarbeit bat der Rat allerdings in einem überwiesenen
Postulat den Bundesrat, zu prüfen, ob nicht durch einen Ausbau der
Arbeitsüberwachung in diesem Bereich die Voraussetzungen für eine Ratifizierung
geschaffen werden könnten. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1999
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag des Bundesrates verwehrte der Ständerat der Ratifizierung des
Übereinkommens Nr. 181 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) über private
Arbeitsvermittler seine Zustimmung. Das Abkommen war 1997 abgeschlossen worden
und sollte den Schutz der Arbeitnehmerinteressen sichern sowie günstige
Rahmenbedingungen für private und öffentliche Arbeitsvermittler schaffen. Bei seinem
Antrag berief sich der Bundesrat einmal mehr darauf, dass er – mit Ausnahme der
fundamentalen Abkommen der ILO – nur jene Übereinkommen ratifizieren möchte,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI
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welche im Zeitpunkt der Ratifizierung bereits dem innerstaatlichen Recht entsprechen.
Beim Übereinkommen Nr. 181, dessen generelle Stossrichtung der Bundesrat nicht in
Frage stellte, widerspricht das geltende Recht beim Fehlen eines bezahlten
Mutterschaftsurlaubs und bei den nicht vorhandenen Vorschriften über einen
Mindestlohn den Forderungen des Abkommens. 46

Wie der Ständerat im Vorjahr, verweigerte auch der Nationalrat der Ratifizierung des
Übereinkommens Nr. 181 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) über private
Arbeitsvermittler seine Zustimmung, weil das geltende Recht im Bereich des
Mutterschaftsurlaubs und des Mindestlohns den Forderungen des Abkommens nicht
entspricht. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.2000
MARIANNE BENTELI

Das Parlament hatte in der Wintersession 2000 einer Revision von Art. 343 OR
zugestimmt und die Streitwertgrenze für unentgeltliche Verfahren im Arbeitsrecht auf
30'000 Fr. angehoben. Dabei wurde vergessen, dass auch im Arbeitsvermittlungsgesetz
eine entsprechende Bestimmung existiert, die nicht geändert wurde. Diese
Gesetzeslücke schlossen beide Kammern in der Sommersession diskussionslos. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2002
MARIANNE BENTELI

Gestützt auf die Ergebnisse einer vom EDI eingesetzten Arbeitsgruppe entschied der
Bundesrat, dass die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt SUVA weiterhin das
hauptsächliche Durchführungsorgan zur Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten
(Arbeitssicherheit) mit hoheitlicher Funktion bleiben soll. Nach der Schaffung der
erforderlichen gesetzlichen Grundlagen soll sie im Bereich von Sicherheit und
Gesundheitsschutz zusätzliche Aufgaben übernehmen und neue Aktivitäten entfalten
können. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2002
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat verabschiedete seinen Bericht über die von der Internationalen
Arbeitskonferenz in den Jahren 2001 und 2002 genehmigten Instrumente. Es handelt
sich um das Übereinkommen Nr. 184 über die Sicherheit und die Gesundheit in der
Landwirtschaft sowie um ein Protokoll zu einem IAO-Abkommen über die Sicherheit
und Gesundheit der im Agrarbereich beschäftigten Arbeitnehmenden. Da das
Übereinkommen auch die selbständig Erwerbenden umfasst, also praktisch den ganzen
Bereich der Landwirtschaft, der in der Schweiz nicht in den Anwendungsbereich der
Gesetzgebung über den Schutz am Arbeitsplatz fällt, kam der Bundesrat zum Schluss,
dass das Übereinkommen nicht mit der schweizerischen Gesetzgebung vereinbar sei
und deshalb nicht ratifiziert werden könne. Gleiches gilt für das Protokoll zum
Übereinkommen Nr. 155, welches von der Schweiz ebenfalls nicht ratifiziert wurde. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.2003
MARIANNE BENTELI

Als Erstrat stimmte der Ständerat in der Frühjahrssession der Senkung der Altersgrenze
für den Sonderschutz für Jugendliche am Arbeitsplatz von 20 auf 18 Jahre mit 27 zu 8
Stimmen zu. Damit gelten in Bezug auf Nacht- und Sonntagsarbeit für alle Beschäftigten
ab 18 Jahren die gleichen Schutzbestimmungen. Grundsätzlich hatte auch die Linke
gegen die generelle Senkung der Altersgrenze kaum Einwände; auch für sie machte es
wenig Sinn, für Personen zwischen 18 und 20 Jahren, welche zivilrechtlich als volljährig
gelten, Nachtarbeit grundsätzlich zu verbieten. Ständerätin Fetz (sp, BS) verlangte aber
die Beibehaltung von besonderen Schutzbestimmungen für Lehrlinge. Ein Antrag der
Linken, das Schutzalter für Lehrlinge bei 20 Jahren zu belassen, fand zwar bei einem
Teil der CVP-Abgeordneten, nicht aber bei der Ratsmehrheit Anklang und wurde mit 27
zu 11 Stimmen abgelehnt. Bundesrat Deiss hatte als Gegenargument gegen diesen Antrag
ins Feld geführt, dass die Sozialpartner in Branchen mit regelmässiger Nachtarbeit auch
nach der Gesetzesänderung ohne weiteres Sonderbestimmungen für ihre Lehrlinge
vereinbaren können. Die Jugendsektionen der Gewerkschaften und der SP
protestierten gegen diesen Entscheid und drohten, sollte er vom Nationalrat bestätigt
werden, mit einem Referendum. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.2005
HANS HIRTER
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Gegen das Votum des links-grünen Lagers trat der Nationalrat mit 99 gegen 64 Stimmen
auf die im Vorjahr vom Ständerat beschlossene Revision des Arbeitsgesetzes und damit
auf den Antrag des Bundesrates ein, den Sonderschutz für Jugendliche am
Arbeitsplatz von 20 auf 18 Jahre zu senken. Betroffen sind Nacht- und Sonntagsarbeit.
Der bereits in der kleinen Kammer eingebrachte Antrag der SP und der GP, zumindest
die Lehrlinge von der Neuregelung auszunehmen, da sie durch das in der Schweiz
geltende duale Ausbildungssystem (Berufsschule und praxisbezogene Lehre) besonders
belastet seien, wurde mit 91 zu 79 Stimmen abgelehnt; einzelne CVP-Vertreter
schlossen sich hier der Linken an. In der Gesamtabstimmung wurde die
Gesetzesänderung mit 100 zu 72 Stimmen angenommen, was darauf zurückzuführen
war, dass sich die CVP-Abgeordneten nach einigem Zögern doch mehrheitlich hinter
den Entwurf stellten. In der Schlussabstimmung passierte die Revision im Ständerat mit
38 zu sechs und im Nationalrat mit 114 zu 76 Stimmen. Das von den
Jugendorganisationen der SP und der Gewerkschaften angedrohte Referendum wurde
nicht ergriffen. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2006
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat schickte im Oktober eine Teilrevision des Obligationenrechts in die
Vernehmlassung. Damit soll die maximale Entschädigung für Arbeitnehmer bei
missbräuchlicher Kündigung von sechs auf zwölf Monatslöhne erhöht werden. Der
Bundesrat betonte dabei, dass sich der seit 1989 geltende Kündigungsschutz
grundsätzlich bewährt habe, allerdings habe sich die Sanktionsmöglichkeit von sechs
Monatslöhnen bei schweren Fällen von missbräuchlichen Kündigungen als zu schwach
erwiesen. Nicht verschärft werden sollen laut Bundesrat die Sanktionsmöglichkeiten bei
missbräuchlichen Kündigungen von Personen, die einem Arbeitnehmerverband
angehören oder gewerkschaftlich organisiert sind. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.2010
NATHALIE GIGER

En novembre, le Conseil fédéral a présenté son message sur la révision partielle du
code des obligations (CO) portant sur la protection des lanceurs d’alerte
(« Whistleblower »), c’est-à-dire les personnes qui signalent des faits répréhensibles
sur leur lieu de travail. L’objectif de cette révision consiste à établir les critères selon
lesquels ces signalements sont considérés comme licites. Etant donné que de
nombreuses critiques ont été émises lors de la procédure de consultation, le Conseil
fédéral a proposé de ne pas étendre la protection contre les licenciements en la
matière. Le gouvernement souhaite simplement concrétiser le procédé d’un
signalement licite en préconisant un modèle de « cascade ». D’après cette proposition,
un signalement sera considéré comme licite s’il est d’abord adressé à l’employeur,
ensuite aux autorités et en dernier ressort au public. De cette manière, l’employeur
aura la possibilité de remédier en premier à ces irrégularités. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2013
LAURENT BERNHARD

Der Ständerat stimmte in der Herbstsession 2014 einer vom Bundesrat im Vorjahr
präsentierten Teilrevision des Obligationenrechts (OR) im Grundsatz zu. Durch die
Anpassungen sollen Personen, die an ihrem Arbeitsplatz Unregelmässigkeiten
aufdecken, intern melden oder öffentlich machen ("Whistleblower"), vor
ungerechtfertigter Entlassung und weiterer Diskriminierung geschützt werden. Die OR-
Teilrevision ging auf eine Motion Gysin (sp, BL) aus dem Jahr 2003 zurück, die in der
Sommersession 2007 überwiesen worden war. Die Teilrevision umfasst eine Definition,
die regelt, unter welchen Voraussetzungen Whistleblowing rechtmässig ist. Eine
Unregelmässigkeit muss stets zuerst an eine interne Stelle gemeldet werden. Der
Ständerat verzichtete auf die Möglichkeit, dass interne Meldungen auch anonym
erfolgen könnten. Das Einschalten der Behörden ist erst möglich, wenn der Arbeitgeber
innerhalb einer höchstens 60-tägigen Frist keine oder nur ungenügende Massnahmen
zur Klärung ergreift. Zu den Ausnahmenfällen, die eine direkte Meldung an die
Behörden zulässt, gehören unter anderem die unmittelbare Gefährdung des Lebens,
der Gesundheit, der Sicherheit oder der Umwelt. Der Gang an die Öffentlichkeit soll nur
dann möglich sein, wenn die zuständige Behörde den Whistleblower nicht innerhalb
von 14 Tagen über das weitere Vorgehen informiert. Die Ratslinke, die mehrheitlich
gegen die Vorlage stimmte, sah in der Teilrevision keine Verbesserung für potenzielle
Whistleblower, sondern eine Verschlechterung des Schutzes der Arbeitnehmenden. Der
Nationalrat hatte sich vor Ende 2014 nocht nicht mit der OR-Teilrevision
auseinandergesetzt, jedoch dessen Kommission für Rechtsfragen (RK-NR). Ende
November empfahl die Kommission der grossen Kammer auf die Vorlage einzutreten,
diese aber gleichzeitig auch an den Bundesrat zurückzuweisen. Der Entwurf müsse, so
die Meinung der Kommission, "verständlicher" und "einfacher" formuliert werden. 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2014
DAVID ZUMBACH
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In der Sondersession vom Mai 2015 befasste sich der Nationalrat mit einer Teilrevision
des Obligationenrechts (OR), mit der die Rechtmässigkeit von Whistleblowing geklärt
und der Schutz von Personen, die an ihrem Arbeitsplatz Unregelmässigkeiten
aufdecken, verbessert werden sollte. Die grosse Kammer folgte dabei dem Antrag ihrer
Rechtskommission (RK-NR) und wies die Vorlage mit 134 zu 49 Stimmen bei 1 Enthaltung
an den Bundesrat zurück. Für die Kommission begründete Nationalrat Jositsch (sp, ZH)
die Rückweisung damit, dass die Vorlage derart kompliziert formuliert sei, dass es
insbesondere für den normalen Rechtsanwender und damit den potenziellen
Whistleblower zu schwierig sei, tatsächlich herauszufinden, wie er sich im konkreten
Fall zu verhalten habe. An der Grundstruktur der Vorlage, insbesondere am
vorgeschlagenen Kaskadenmechanismus und dem Anreiz für die Schaffung interner
Meldestellen, soll der Bundesrat jedoch festhalten. Eine von der SVP unterstützte
Minderheit Schwander (svp, SZ) wollte indes nicht auf die Vorlage eintreten. Die heutige
Lösung sei besser als das, was vorliege, so Schwander. Stimmt der Ständerat, der in der
ersten Lesung den bundesrätlichen Vorschlag in einigen Punkten angepasst hatte, dem
Nationalrat in der zweiten Beratungsrunde zu, geht das Geschäft definitiv an den
Bundesrat zurück. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.05.2015
DAVID ZUMBACH

Der Bundesrat muss die Teilrevision des Obligationenrechts (OR), mit der sogenannte
Whistleblower, die Unregelmässigkeiten am Arbeitsplatz aufdecken und melden, besser
geschützt werden sollen, definitiv noch einmal überarbeiten. Der Ständerat folgte
diskussionslos dem Nationalrat, der sich anlässlich der Sondersession vom Mai 2015 für
eine Rückweisung der Vorlage ausgesprochen hatte, weil diese, so Nationalrat Jositsch
(sp, ZH) für die RK-NR, viel zu kompliziert formuliert sei. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.2015
DAVID ZUMBACH

Après le renvoi du projet relatif à la protection en cas de signalement d'irrégularités
par le travailleur au Conseil fédéral, ce dernier a présenté un message additionnel.
Pour apporter plus de clarté, il a révisé la partie sur la procédure de signalement. Le
langage, les formulations et la structure des articles ont été modifiés. Des éléments de
définition ou de concrétisation ont été supprimés. Toutefois, le contenu n'a pas été
révisé, comme le demandait le Parlement. La complexité inhérente à la procédure
demeure.
La CAJ-CN a analysé les nouvelles propositions à l'aune des auditions d'experts en droit
du travail et lors de rencontres avec les partenaires sociaux. Constatant l'effritement du
soutien des partenaires sociaux, elle a proposé, par 19 voix contre 4, de refuser le
projet. Une minorité a appuyé le projet du Conseil fédéral, prônant une réglementation
légale claire en la matière. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.05.2019
DIANE PORCELLANA

En vote d'ensemble, le Conseil national rejette finalement le projet révisé du Conseil
fédéral relatif à la protection en cas de signalement d'irrégularités par le travailleur,
par 144 voix contre 27 et 6 abstentions. Lors des débats parlementaires, les Verts, les
socialistes et les libéraux-radicaux avaient critiqué la complexité et le manque de clarté
de la procédure de dénonciation. Seuls le PDC et le PBD avaient supporté la proposition
de la minorité de la commission qui soutenait le projet du Conseil fédéral. Il était pour
eux nécessaire d'accepter le projet afin d'assurer une sécurité juridique aux
entreprises ainsi qu'aux employées et employés. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2019
DIANE PORCELLANA

La CAJ-CE propose, par 6 voix contre 2 et 4 abstentions, d'entrer en matière sur le
projet révisé du Conseil fédéral relatif à la protection en cas de signalement
d'irrégularités par le travailleur. Elle soutient les nouvelles propositions du Conseil
fédéral. La solution «en cascade» lui semble appropriée et proportionnée. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil des Etats a soutenu, par 26 voix contre 16, le projet du Conseil fédéral sur
les lanceurs d'alerte. Contrairement à l'avis du Conseil national, les sénatrices et
sénateurs estiment nécessaire de préciser les conditions auxquelles les travailleurs
peuvent signaler des problèmes dans le droit du travail. Comme la CAJ-CE, le Conseil
des Etats juge la solution «en cascade» appropriée et proportionnée. Paul Rechsteiner
(ps, SG) aurait souhaité que les lanceurs d'alertes puissent s'adresser à une autorité,
également s'ils risquent d'être licenciés ou de subir d'autres désavantages que ceux
énoncés dans le projet révisé du Conseil fédéral. Au regret de la gauche, les résiliations

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2019
DIANE PORCELLANA
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abusives, après une alerte licite, ne seront pas déclarées nulles. 61

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Urheberrecht

Der vom Bundesrat in Konsultation gegebene Entwurf für ein neues
Urheberrechtsgesetz (URG), das die Urheberrechte dem digitalen Zeitalter anpassen
will, stiess, ausser bei der SP, weitgehend auf Ablehnung. Hauptkritikpunkte bildeten
die geplante Geräteabgabe zur Abgeltung von Kopien urheberrechtlich geschützter
Werke sowie die Art der Vergütung für die Nutzung von Musiktiteln, Filmen und
Software. Während die Stiftung für Konsumentenschutz das Recht auf Eigengebrauch
zu sehr eingeschränkt sah, gingen den Branchen- und Wirtschaftsverbänden die
privaten Kopiermöglichkeiten zu weit. Konsumentenschützer und SP bevorzugten die im
Gesetzesentwurf vorgeschlagene kollektive Vergütung der Inhaber der Urheberrechte
gegenüber einer individuellen Vergütung, dem so genannten Digital Rights Management
System (DRM); mit letzterem könnten Anbieter den Nutzern ihr Verhalten vorschreiben
und den Zugang zu Wissen stark beeinflussen. CVP, FDP, Economiesuisse sowie der
Gewerbeverband befürworteten indes das DRM-System, weil damit individuelle
Angebote für verschiedene Nutzungstypen erstellt werden könnten. Im Sommer gab der
Bundesrat bekannt, auf eine Geräteabgabe zu verzichten. Für Online-Musikgeschäfte
wie beispielsweise iTunes sehe das neue Gesetz ein umfassendes Umgehungsverbot
vor. Das Kopieren von digitalen Medien für den Privatgebrauch soll auch in Zukunft
erlaubt sein, nicht jedoch das zur Verfügung stellen von Harddisks zum Download von
Musik oder Filmen für Benützer einer Internet-Tauschbörse. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession stimmte der Ständerat als Erstrat der Revision des Urheberrechts
zu. Ziel ist es, die Interessen von Urhebern und Konsumenten im Zeitalter der digitalen
Kommunikation gleichermassen zu berücksichtigen. Bei der Revision seien vier
Interessengruppen zu unterscheiden, erklärte der Sprecher der Kommission:
Kulturschaffende, Produzenten, gewerbliche Nutzer und Konsumenten. Die
Kulturschaffenden wünschten möglichst viel Schutz, die Nutzer möglichst umfassenden
und günstigen Zugang. 

Zu den zentralen Punkten der Revision gehört das Verbot, technische
Schutzmassnahmen zu umgehen. Künftig ist es also verboten, die Kopiersperre auf
einer CD oder DVD zu knacken oder Software zum Umgehen von Internetsperren zu
vertreiben. Das Herunterladen zum persönlichen Gebrauch bleibt hingegen
uneingeschränkt zulässig. Dem Konsumenten soll nicht zugemutet werden, zwischen
legalen und illegalen Internet-Angeboten unterscheiden zu müssen. Das Recht der
Urheber, geschützte Inhalte online zu verbreiten, wird auf die Interpreten, Produzenten
und Sendeunternehmen ausgedehnt: Wer Musik oder Filme über Tauschbörsen zum
Download frei gibt, kann somit von all diesen Rechtsinhabern belangt werden. Auf
Antrag seiner Kommission wich der Ständerat in einzelnen Punkten von der Vorlage des
Bundesrates ab. So stimmte er mit 23 zu 14 Stimmen einem Zusatz zu, wonach
Sendeunternehmen Archivsendungen nach 10 Jahren ohne Einwilligung der Urheber
senden und im Internet verbreiten können. 

Unbestritten war der die Teilrevision des Urheberrechtsgesetzes auslösende
Bundesbeschluss über die Ratifizierungvon zwei bereits 1997 unterzeichneten
Abkommen der Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO). Es handelt sich um
den WIPO-Urheberrechtsvertrag (WCT) und den WIPO-Vertrag über Darbietungen und
Tonträger (WPPT). Die Ratifizierung soll dafür sorgen, dass die Schweiz im Kampf gegen
die Internet-Piraterie kein «Inseldasein» fristen muss und ihre Bestrebungen auch
international ausrichten kann. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2006
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 1994, S. 1144 ff.; AB NR, 1994, S. 1965; AB NR, 1994, S. 929 ff.; AB NR, 1994, S. 964 ff.; AB SR, 1994, S. 1074; AB SR,
1994, S. 807 f.; BBl, 1994, III, S. 1844 ff.
2) Erläuternder Bericht EÖBG; Erläuternder Bericht Änderung der Grundbuchverordnung; Medienmitteilung EJPD vom
30.1.19
3) Medienmitteilung BR vom 22.02.2017
4) Medienmitteilung BR vom 15.11.2017; Vernehmlassungsbericht E-ID-Gesetz; NZZ, TA, 16.11.17
5) BBl, 2018, S. 3915 ff.; Medienmitteilung BR vom 1.6.18; AZ, NZZ, TA, TG, 2.6.18
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